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Wir leben in extrem spannenden Zeiten. 2009 ist schon jetzt eines der wichtigsten Jahre für 
Mehr Demokratie – und dabei ist gerade erst die Hälfte davon vorbei. Mehr Demokratie ist in 
diesem Jahr 21, also sozusagen erwachsen geworden. Wenn ich zurückdenke: In unserer An-
fangszeit waren wir viele Jahre beschäftigt, um eine Kampagne in einem einzigen Bundesland 
vorzubereiten und durchzuführen. Heute planen und organisieren wir mehrere Kampagnen 
auf verschiedenen Ebenen gleichzeitig. Damals versuchten die Politiker uns und unser Thema 
totzuschweigen (Motto: „De ignorier ma noch ned amoi!“). Heute überstürzen sich die Politi-
kerworte zur Direkten Demokratie. Damals waren unsere Erfolge noch spärlich, unsere Ziele 
bescheiden. Heute häufen sich die Anlässe zum Feiern – und wir stecken uns weit höhere 
Ziele. Was ist in den vergangenen Monaten alles passiert! Nur ein paar Beispiele:

In Hamburg haben wir nach zwei erfolgreichen Volksbegehren sowohl Volksentscheide •	
endlich verbindlich gemacht als auch ein Wahlrecht durchgesetzt, bei dem die Bürgerinnen 
und Bürger ihren Willen differenziert, punktgenau und verbindlich ausdrücken können.

In Bremen stehen die Verhandlungen über erhebliche Verbesserungen  der  Volksgesetzge-•	
bung unmittelbar vor dem Abschluss.

In Thüringen haben wir nach beispiellosen Versuchen der Landesregierung und der Par-•	
lamentsmehrheit, den fantastischen Erfolg unseres Volksbegehrens nicht umzusetzen, am 
Ende auf ganzer Linie gesiegt. Unser Gesetzentwurf für bessere Bürgerentscheide wurde 1:1 
übernommen.

In Berlin häufen sich die Volksbegehren – und damit die Aufmerksamkeit der Bundespresse •	
und -politik für dieses Thema.

Die Zukunftskommission Nordrhein-Westfalens votiert für mehr Direkte Demokratie.•	
Auf dem Deutschen Evangelischen Kirchentag wurde eine Resolution für Volksentscheide •	

ins Grundgesetz angenommen. Mehr Demokratie und der OMNIBUS für Direkte Demokratie 
hatten dafür 4.487 Unterschriften von KirchentagsteilnehmerInnen gesammelt.

Am 23. April stimmte der Bundestag über Gesetzentwürfe von FDP, Grünen und Linken für •	
bundesweite Volksentscheide ab. Leider dagegen. Warum die SPD trotz ihrer Unterstützung 
unserer Forderung mit Nein stimmte, erläutert Axel Schäfer auf Seite 10.

Gertrude Lübbe-Wolff, Bundesverfassungsrichterin, ist überzeugt, dass bundesweite Volks-•	
abstimmungen kommen werden.  

Bundespräsident Köhler stellte nach seiner Wiederwahl die neue Amtszeit unter das Motto •	
„Mehr Vertrauen in die Bürger“ und plädiert für Direkte Demokratie auf Bundesebene.

Die CSU fordert Volksentscheide zu Europafragen. Was zunächst mehr taktisch als inhalt-•	
lich begründet war, entwickelt Eigenleben und Eigengewicht – mittlerweile gibt es schon wei-
tergehende Anträge auch für das Bundestagswahlprogramm.

Und: Vaterstetten hat abgestimmt. 81,6 Prozent der Abstimmenden wollen bundesweite •	
Volksentscheide.

Dabei liegt so viel noch vor uns! Ich nenne, beispielhaft, nur unsere Bundeskampagne, in 
der wir uns derzeit bemühen, vor der Bundestagswahl von knapp 1.500 DirektkandidatInnen  
Aussagen zu unserem Anliegen zu erhalten und diese der Öffentlichkeit als Wahlhilfe zur Ver-
fügung zu stellen. Danach werden wir die Idee der Direkten Demokratie zusammen mit dem 
OMNIBUS auf einer Reise durch 12 Länder in Südosteuropa verbreiten. 
Und auch ich selbst werde mich mehr um Europa kümmern, als Abgeordneter im Europäi-
schen Parlament. Europa wird immer wichtiger – und langfristig, neben der Bundesebene, 

unsere größte und schwierigste Baustelle werden. Denn es hilft ja 
nichts, nur in Kommunen und Ländern mehr Demokratie durchzu-
setzen, wenn bereits 80 Prozent der Entscheidungen in der EU oder 
in noch weiter entfernten Gremien fallen. Wenn es uns nicht gelingt, 
auch hier konsequent zu demokratisieren, wird der Trend zur In-
ternationalisierung der Politik zu einem allmählichen Sterben der 
Demokratie führen. Deshalb will ich mich künftig an den Debatten 
über Demokratie auf europäischer Ebene verbindlich beteiligen – 
als Kämpfer für Mehr Demokratie.

             Herzlichst, Ihr Gerald Häfner
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Ein wichtiges Thema zum 60-jährigen Jubiläum 
der Bundesrepublik war die Direkte Demokratie. 
Horst Köhler, der am 23. Mai als Bundespräsident 
wiedergewählt wurde, plädierte für mehr 
Bürgerbeteiligung: Man müsse über den Ausbau 
Direkter Demokratie und eine entsprechende 
Nachbesserung des Grundgesetzes diskutieren, da 
in der Bevölkerung ein Gefühl von Distanz zu poli-
tischen  Institutionen bestehe. Volksinitiativen und 
Volksbegehren auf Bundesebene seien ein vernünf-
tiger Vorschlag, um dem entgegen zu wirken. Auch 
bei Verfassungsänderungen müsste überlegt wer-
den, ob Bürger mit diskutieren und am Ende auch 
mit entscheiden sollten. 
Die positive Einstellung zur Direkten Demokratie 
auf Bundesebene teilt Köhler mit Außenminister 
Frank Walter Steinmeier (SPD) und SPD-Chef 
Franz Müntefering. Beide unterschrieben beim 
Evangelischen Kirchentag in Bremen unseren Aufruf 
„Volksentscheid ins Grundgesetz“ und sprachen 
sich damit für die Einführung von Volksbegehren 
und Volksentscheiden auf Bundesebene aus. 
Auch Renate Künast (GRÜNE) unterstrich bei 

der Debatte im Bundestag zum Geburtstag des 
Grundgesetzes die Notwendigkeit einer direkten 
Mitsprache der Bürgerinnen und Bürger durch 
bundesweite Volksinitiativen, Volksbegehren und 
Volksentscheide. Dies sei im Grundgesetz vorgese-
hen. Petra Pau (LINKE) sagte, dass Volksentscheide 
auf Bundesebene die richtige Antwort auf den zu-
nehmenden Politikverdruss der Bürgerinnen und 
Bürger seien. Im Nachschlag stimmte auch CSU-Chef 
Horst Seehofer mit ein, der im Europawahlkampf 
schon Volksabstimmungen zu EU-Themen gefordert 
hatte. Nun bekannte er sich zur Position Köhlers 
und begründete dies unter anderem mit der  kollek-
tiven Intelligenz der Bevölkerung.
So viel Unterstützung hat unser Herzthema lange 
nicht erfahren. Und sie ist nötig. Denn gerade jetzt, 
in einer Zeit erhöhter Unsicherheit,  brauchen po-
litische Entscheidungen eine breite und stabile 
Basis in der Bevölkerung. Den Graben zwischen 
Repräsentanten und Repräsentierten zu schmälern 
und das Gemeinwesen wieder zu einem zu machen 
– dabei können Volksentscheide auf Bundesebene 
helfen.

60 Jahre Bundesrepublik und Grundgesetz
Köhler, Steinmeier, Müntefering, Künast, Seehofer und Pau für mehr Direkte Demokratie

Von Lynn Gogolin, Berlin
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Am 23. Mai 2009 ist die Bundesrepublik 60 Jahre alt geworden – und mit ihr das Grundgesetz, Basis un-
serer Gesellschaftsordnung. Die Direkte Demokratie hat zu diesem Jubiläum viel Rückenwind auch von 
prominenten Personen des politischen Lebens erhalten. Und wir haben mit  Aktionen am Brandenburger 
Tor und auf dem Evangelischen Kirchentag in Bremen an unsere Forderung erinnert: „Volksentscheid ins 
Grundgesetz!“

Am 23. Mai 1949 wurde vom Parlamentarischen Rat 
das Grundgesetz verkündet – die Geburtsstunde 
der Bundesrepublik Deutschland.
Das Grundgesetz hat Deutschland ein Dokument zu-
grunde gelegt, das als Verfassung fungiert, obwohl 
es nicht, wie bei einer Verfassung üblich, vom Volk 
beschlossen wurde. Dennoch geben die Grundrechte 
in Artikel eins bis 20 uns Bürgerinnen und Bürgern 
eine starke rechtliche Basis, wie es sie zuvor in 
Deutschland nie gab. Doch ein Versprechen, das 
uns das Grundgesetz macht, wurde bis heute vom 
Bundestag nicht eingelöst: die Volksabstimmung 
auf Bundesebene. In Artikel 20, Absatz 2 steht: 
„Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom 
Volke in Wahlen und Abstimmungen...ausgeübt“. 
Die Mütter und Väter des Grundgesetzes haben bun-
desweite Volksabstimmungen also im Grundgesetz 
angelegt. Nun ist es am Bundestag, hierfür eine 
Regelung zu schaffen und dem Wunsch 80 Prozent 
aller Bundesbürger endlich nachzukommen: Die 
Einführung deutschlandweiter Volksbegehren und 
Volksentscheide. 

Das uneingelöste Versprechen

Franz Müntefering (SPD) unterschreibt beim Kirchentag in 
Bremen unseren Aufruf „Volksentscheid ins Grundgesetz“



Volksentscheid in Grundgesetz!
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Der Evangelische Kirchentag in Bremen stellte im 
Jubiläums-Jahr 2009 die Demokratie in zahlreichen 
Veranstaltungen in den Mittelpunkt. 
Mehr Demokratie nutzte die Gelegenheit, sich mit 
einem Messestand am Kirchentag zu beteiligen.  
Auch der OMNIBUS für Direkte Demokratie war da-
bei. Gemeinsam hatten wir uns vorgenommen, die 
3.000 nötigen Unterschriften für eine erfolgreiche 
Kirchentags-Resolution zu sammeln. Die Forde-
rung? Natürlich die Einführung der Volksabstim-
mung auf Bundesebene! Die Resonanz war beein-

druckend. Mit 2.000 Unterschriften war der erste 
Tag phänomenal, am Ende hatten 4.487 Menschen 
unser Anliegen unterstützt. Die Resolution wird nun 
im Namen des Kirchentages an die Abgeordneten 
gesandt. An dieser Stelle ein riesiges Dankeschön 
an den OMNIBUS, an die 35 Mitglieder und Aktiven 
die mitgesammelt und all jene die mitgefiebert ha-
ben. Ein Sammler sagte: „Unterschriften-Sammeln 
macht süchtig“. 

Ich würde noch ergänzen „und glücklich“.
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22. Mai, Brandenburger Tor, Jubiläum „60 Jahre Grundgesetz“: Unser Infostand von Journalisten umringt. Foto: Percy Vogel

Am 5. Mai ist er gefallen, der Startschuss zur bundesweiten Kampagne „Volksentscheid ins Grundgesetz“. 
Seitdem ist viel passiert: Am 22. Mai haben wir den 60. Geburtstag der Bundesrepublik und des Grund-
gesetzes mit einer Aktion am Brandenburger Tor gefeiert und dabei an das uneingelöste Versprechen des 
Artikel 20 erinnert (Seite 4). Beim Evangelischen Kirchentag in Bremen konnten wir 4.487 Unterschriften 
für unseren Aufruf „Volksentscheid ins Grundgesetz“ sammeln (siehe unten). Ein Signal an Berlin ging von 
der bayerischen Gemeinde Vaterstetten aus: In einer von uns organisierten symbolischen Abstimmung 
votierten knapp 82 Prozent für die Einführung von Volksabstimmungen auf Bundesebene (Seite 8). 
Unser Kampagnen-Portal www.volksentscheid.de ist online. Hier werden wir für alle Wahlkreise Flugblät-
ter zur Verfügung stellen, auf denen die DirektkandidatInnen für die Bundestagswahl ihre Meinung zu 
deutschlandweiten Volksentscheiden kund tun. Bisher haben 558 DirektkandidatInnen Farbe bekannt, da-
von 77 Prozent für deutschlandweite Volksentscheide. Machen Sie Druck für den Volksentscheid, ordern 
Sie online die Verteilung von Flugblättern. 
Das Resümee dieser ersten Phase der Kampagne: Aktiv, kraftvoll, viel Aufmerksamkeit von den Medien, 
viel Unterstützung, auch von Politik-Größen, viel Spaß und...viel Leidenschaft. 

Kirchentag für bundesweite Volksabstimmungen

Von Katrin Tober, Bremen



Zwar stand im Koalitionsvertrag von CDU und SPD 
ein Prüfauftrag zum bundesweiten Volksentscheid, 
aber erst durch die Opposition kam das Thema auf 
die Tagesordnung. Grüne, FDP und Linke brach-
ten 2006 Regelungsvorschläge für bundesweite 
Volksentscheide in den Bundestag ein. Diese wur-
den nun am 23.4.2009 abgelehnt. Nicht nur die 
Oppositionsparteien stimmten jeweils gegen den 
Entwurf der anderen, sondern auch die SPD legte 
ein Nein in die Waagschale – obwohl sie sich grund-
sätzlich für Volksentscheide auf Bundesebene aus-
spricht. Zur Begründung beruft sie sich auf den 
Koalitionsvertrag mit der CDU/CSU, der ihr keine 

andere Möglichkeit lasse (siehe auch Interview 
Seite 10). Trotz der jetzigen Ablehnung durch den 
Bundestag ist also weiterhin eine Mehrheit der 
Parteien für bundesweite Volksentscheide. 
Die abgelehnten Entwürfe der Oppositionsparteien 
sehen alle ein dreistufiges Verfahren der 
Volksgesetzgebung vor. Die Praktikabilität der 
Vorschläge unterscheidet sich aber deutlich. Zum 
Teil sind die Hürden, vor allem beim Volksbegehren, 
prohibitiv hoch (siehe Tabelle). Die erfreulichs-
te Neuerung im Vergleich zu bisher debattierten 
Vorschlägen: Im Entwurf der Linken erhält die freie 
Sammlung von Unterschriften Verfassungsrang.

Entscheidung im Bundestag
Bundesweite Volksabstimmungen wie erwartet abgelehnt

Von Alexander Slonka, Köln
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FDP Grüne Linke

Volksinitiative 400.000 Unterschriften 400.000 Unterschriften 100.000 Unterschriften

Volksbegehren 10% (ca. 6 Mio. 
Unterschriften), 3 Monate

5% (ca. 3 Mio. 
Unterschriften), 6 Monate

1 Mio., 6 Monate, bei 
GG-Änderungen 2 Mio.

Volksentscheid 15 % Zustimmungsquorum 15% Zustimmungsquorum, 
bei verfassungsändernden 
Gesetzen 25%

kein Quorum

Themen-
ausschlüsse

Haushalts- und Abgaben-
gesetze, Todesstrafe, 
Art. 79 Abs. III

Haushalts- und Abgaben-
gesetze, Todesstrafe

Haushaltsgesetz, Wesens-
gehalt v. Grundrechten, 
Föderalismus



Volksabstimmungen kommen
Auszüge aus einem taz-Interview mit der Verfassungsrichterin Gertrude Lübbe-Wolff vom 19.5.2009
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Plädieren Sie für die Einführung von Volksabstim-
mungen im Grundgesetz? 
Ich will nicht plädieren, sondern Zusammenhän-
ge und Entwicklungen verdeutlichen, und die sind 
so, dass das kommen wird, egal ob und wofür ich 
plädiere. Denn nur so können die Bürger ihre dif-
ferenzierten Vorstellungen auch differenziert zum 
Ausdruck bringen und anders entscheiden als auf 
der Linie der Partei, die sie gewählt haben. 
Schon allein diese Möglichkeit oder die Notwen-
digkeit, bestimmte besonders wichtige Fragen dem 
Volk zur Entscheidung vorzulegen, wird dann auch 
das Verhalten der gewählten Repräsentanten ver-
ändern. Nach sechzig Jahren stabiler Demokratie 
kann den Bürgern niemand mehr erklären, weshalb 
man sie da nicht ranlassen kann. 

Mehr direkte Sachentscheidungsmöglichkeiten für 
die Bürger? Damit würde eine Grundentscheidung 
der Verfassung revidiert. 
Bei der Schaffung des Grundgesetzes war der Par-
lamentarische Rat der Meinung, dass Volksabstim-
mungen zum Scheitern der Weimarer Republik bei-
getragen haben. Das stimmt aber nicht, wie man 
inzwischen auch in mehreren wissenschaftlichen 
Untersuchungen nachlesen kann. 

Sind die politischen Fragen heute nicht zu kompli-
ziert, um darüber nur mit Ja oder Nein abzustim-
men? 
Im Parlament wird auch nur mit Ja oder Nein abge-
stimmt. 

Aber bis zur Schlussabstimmung wird fast jeder Ge-
setzentwurf geändert, manchmal sogar auf Druck 
der Opposition. 
Natürlich ist es wichtig, Entscheidungsprozesse so 
zu organisieren, dass der Entscheidung eine Dis-
kussion vorausgeht und vernünftige Differenzie-
rungen und Kompromisse eine Chance haben. Das 
kann und muss auch bei direktdemokratischen Ent-
scheidungsverfahren sichergestellt werden. 

Die CDU/CSU lehnt Volksabstimmungen auch des-
halb ab, weil es für die dann getroffenen Entschei-
dungen keinen Verantwortlichen gäbe. Was ist da-
von zu halten? 
Wo das Volk selbst entscheidet, trägt es selbst die 
Verantwortung für das Ergebnis seiner Entscheidun-
gen. Es gibt keine bessere Anleitung zur Vernunft 
und keine effektivere Form der Verantwortung als 
die, dass man die Suppe, die man sich eingebrockt 
hat, selbst auslöffeln muss. 
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Bewegung im konservativen Lager
Auszüge aus einem Interview mit Horst Seehofer (CSU) im Rheinischen Merkur vom 4.6.2009

Warum fordern Sie dann nicht gleich Plebiszite für 
die Bundesebene?
Sie haben unser Bundestagswahlprogramm noch 
nicht gesehen.

Schlagen Sie gemeinsam mit der CDU Plebiszite 
vor?
Ich hätte damit jedenfalls keine Probleme. Aber 
auch das wird ein längerer Diskussionsprozess. Wir 
brauchen in Deutschland mehr direkte Beteiligung 
der Bevölkerung. Das ist mein politisches Ziel. Ich 
bin da einer Meinung mit Bundespräsident Horst 
Köhler.

Die Medien fordern immer einfachere, kürzere Bot-
schaften. Das ist der Komplexität politischer Fragen 
nicht zuträglich. Ist das nicht auch ein Argument 

gegen Plebiszite?
Die deutsche Demokratie ist stabil und reif. Es gibt 
in der Bevölkerung eine kollektive Intelligenz.

Was ist das, wie bildet sie sich?
Neben Wissen und Bildung ist es auch Instinkt und 
Gespür. Das besitzen die Menschen. Schauen Sie 
auf die Wahlergebnisse im Bund: Die Bevölkerung 
hat immer so entschieden, dass niemand übermü-
tig werden konnte. Auch wurde keine wesentliche 
Kraft in die politische Hoffnungslosigkeit gestürzt. 
Daraus ist ein sehr gesunder politischer Wettbe-
werb entstanden. Die Deutschen haben das 60 Jah-
re lang wunderbar austariert.

Horst Seehofer spricht sich für Plebiszite aus, also 
für “von oben” angesetzte Volksentscheide (Red.). 

Interview unter: http://www.taz.de/1/politik/deutschland/artikel/1/volksabstimmungen-kommen/

Interview unter: http://www.merkur.de/2009_23__Wir_haben_verst.34835.0.html?&no_cache=1



7. Juni, wenige Minuten nach 20 Uhr: In der Festhalle 
des Reitsberger-Bauernhofs in Vaterstetten bricht 
der Jubel los. Zwischen Strohballen, Bierbänken 
und geleerten Wahlurnen fallen sich Aktive von 
Mehr Demokratie und dem OMNIBUS für Direkte 
Demokratie in die Arme. Gerald Häfner und Roman 
Huber haben gerade das Ergebnis des symbolischen 
Volksentscheids verkündet: Knapp 82 Prozent der 
Abstimmenden haben auf die Frage „Sind Sie für 
die Einführung deutschlandweiter Volksbegehren 
und Volksentscheide zu Themen, über die auch der 
Bundestag entscheiden kann, beispielsweise auch 
zu EU-Themen?“ mit „Ja“ geantwortet.
Roman Huber und Ramona Pump, die die Aktion 
„Europa wählt – Vaterstetten stimmt ab“ koordi-
niert haben, strahlen um die Wette, als sie den 
rund 30 Helfern vor Ort für ihren Einsatz in den 
letzten zwölf Stunden und in den Wochen vor der 
Abstimmung danken: Mal hatten die Aktiven an den 
Infoständen im Regen ausgeharrt, mal in der Sonne 
rote Gesichter bekommen, mal waren sie mit dem 
Bollerwagen von Tür zu Tür gezogen, um ausgefüll-
te Briefwahlscheine einzusammeln. Während die 
Helfer ihren Erfolg feiern, surrt im Hintergrund der 
Halle der Motor des sieben Meter hohen aufblasba-

ren Grundgesetzes. „Faire Volksentscheide“ fordert 
der blaue Pfeil, der ins Grundgesetz hineinragt und 
heute so aussieht, als wolle er das Holzdach spren-
gen. Vaterstetten hat abgestimmt…
Deutlich über zwei Drittel (67 Prozent) der 
Vaterstettener, die am 7. Juni zur Wahl gegangen 
sind, haben bei der Aktion mitgemacht. Obwohl 
die Abstimmung rechtlich nicht verbindlich ist, ob-
wohl die sechs Abstimmungslokale nicht mit den 
Wahllokalen zusammengelegt werden durften, ob-
wohl in Vaterstetten zur Europawahl 2009 so vie-
le Bürger per Brief gewählt hatten wie nie zuvor…
Über 55 Prozent der Wahlberechtigten haben sich 
in Vaterstetten an der Europawahl beteiligt. Bei der 
Volksabstimmung waren es rund 27 Prozent – ein 
respektables Ergebnis dafür, dass Mehr Demokratie 
die Bürger aus Datenschutzgründen nicht persön-
lich, sondern nur per Postwurfsendung anschrei-
ben durfte. Dass die Beteiligung am Wahltag bei 
über 60 Prozent liegen würde, hatten die vor Ort 
fiebernden Aktiven um 16 Uhr erfahren, als die 
ersten Zwischenergebnisse von der Gemeinde 
und den Stand-Leitern kamen. Die Zahlen bestä-
tigten die gefühlte Erfolgsquote der Helfer an den 
Abstimmungsständen.

Vaterstetten schreibt „Volksentscheidsg’schicht“
Eine bayerische Gemeinde hat abgestimmt – für bundesweite Volksentscheide

Von Anne Dänner, Berlin
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Bundesweite Volksentscheide

Während der Rest der Republik am 7. Juni nur ein Kreuzchen machen durfte, haben die Bürger der bay-
erischen Gemeinde Vaterstetten symbolisch über die Einführung bundesweiter Volksentscheide abge-
stimmt. Stellvertretend für das ganze Land wurden die 16.000 Wahlberechtigen Vaterstettens gefragt, ob 
die Menschen in Deutschland auch in bundespolitischen Fragen ein Wort mitzureden haben sollten. Die 
Antwort ist ein deutliches „Ja!“.

Vaterstettener schreiten zur Abstimmung. Foto: Percy Vogel
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7. Juni, mittags: An den Ständen vor den drei Schulen 
im Kernort Vaterstetten bilden sich Schlangen. Die 
Standbetreuer kommen kaum nach damit, die 
Abstimmenden alphabetisch zu erfassen. In eini-
gem Abstand zu den Abstimmungspavillons stehen 
weitere Helfer und sprechen die Menschen an, die 
aus den Wahllokalen kommen. Wer es kann, spricht 
bayerisch. Oft reicht schon eine Andeutung, um 
die Leute zum Stand zu lotsen: „Wollt’s ihr abstim-
men? Die Volksentscheids’gschicht…“, so bringt es 
Roman Huber auf den Punkt. Kaum jemand wehrt 
ab, denn die Vaterstettener wissen Bescheid…über 
das Funktionieren der Direkten Demokratie – immer-
hin gab es in Vaterstetten zwei Bürgerentscheide – 
ebenso wie über die Aktion zur Europawahl.

An alle 10.000 Haushalte hat Mehr Demokratie 
Abstimmungshefte mit Pro- und Contra-Argumenten 
verteilt. Hinzu kamen Briefwahlunterlagen, Flyer und 
ein Brief, den die Organisatoren gemeinsam mit dem 
Hauptamtsleiter der Gemeinde Götz Beckenbauer 
verfasst hatten. In der Realschule Vaterstetten hat 
Susanne Socher mit Jugendlichen über Demokratie 
diskutiert und den Meinungsaustausch vor einer 
Volksabstimmung ausprobiert. Beim Bauernmarkt 
auf dem Reitsberger Hof wurde das überdimen-
sionale Grundgesetz-Modell aufgeblasen, das 
wenige Tage zuvor bei den Feierlichkeiten vor 
dem Brandenburger Tor zu sehen war. Ein bun-
tes Mahnmal, das auf das seit 60 Jahren uneinge-
löste Versprechen des Artikels 20 verweist: „Alle 
Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom 
Volke in Wahlen und Abstimmungen… ausgeübt.“

„Wir sind das Volk“ wurde vor 20 Jahren zum 
Kernsatz der friedlichen Revolution. Heute klingt 
er für viele hohl, weil sie sich von Politikern nicht 
vertreten fühlen, zugleich aber keine Möglichkeit 
sehen, selbst Politik zu gestalten. In Vaterstetten 
haben die Bürger dem Satz „Wir sind das Volk“ 

etwas von seiner ursprünglichen Kraft zurück-
gegeben. Die Zustimmung zu bundesweiten 
Volksabstimmungen von knapp 82 Prozent hat die 
Erwartungen der Organisatoren übertroffen. Und 
sie ist das erste „Umfrage“-Ergebnis zum Thema 
Direkte Demokratie auf Bundesebene, das auf ei-
ner so großen Zahl von Befragten beruht, und damit 
auch für die Meinungsforschung von Bedeutung:  
4.265 Menschen haben sich in Vaterstetten zum 
Thema bundesweiter Volksentscheid geäußert. Das 
sind ungefähr viermal so viele wie bei repräsentati-
ven Umfragen befragt werden.

Dass sich 3.460 Vaterstettener nach einer intensi-
ven Diskussion über die Vor- und Nachteile für einen 
Ausbau der Direkten Demokratie aussprechen, ist 
ein deutliches Signal nach Berlin. Die Äußerungen 
der bayerischen Parteivertreter, die sich in 
Vaterstetten den beiden Podiumsdiskussionen 
stellten, zeigen, dass die Bürgerstimmen nicht 
mehr zu überhören sind. Selten waren sich Politiker 
verschiedener Parteien so einig: Angesichts wach-
sender Politikverdrossenheit führt kein Weg vorbei 
am Thema bundesweite Volksabstimmung. 

Dürften Bürgerinnen und Bürger in ganz Deutschland 
über bundesweite Volksabstimmungen entschei-
den – so wie die Menschen in Vaterstetten – dann 
wäre die notwendige Zweidrittelmehrheit schon 
lange erreicht. Im Superwahljahr 2009 wird deut-
lich wie nie zuvor, dass Wählen allein nicht genügt. 
Die Einführung bundesweiter Volksentscheide rückt 
näher. Wenn sie geschafft ist, kann die Gemeinde 
Vaterstetten stolz von sich behaupten, 2009 ein 
Stück „Volksentscheidsg’schicht“ geschrieben zu 
haben.

Anne Dänner ist Kulturwissenschaftlerin, Publizistin und 
Bundespressesprecherin von Mehr Demokratie. 
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Bundesweite Volksentscheide

Gerald Häfner, Vorstandssprecher von Mehr Demokratie, erklärt die Notwendigkeit bundesweiter Volksabstimmungen. 
Foto: Percy Vogel
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Das weiche Wasser bricht den Stein
Interview mit Axel Schäfer (SPD), Bundestagsabgeordneter, europapolitischer Sprecher der 
SPD-Fraktion und Vorsitzender der Landesgruppe Nordrhein-Westfalen

2002 gab es zum ersten Mal eine Mehrheit für 
deutschlandweite Volksabstimmungen im Bun-
destag. Die nötige 2/3-Mehrheit kam aber nicht 
zustande, da die CDU/CSU und Teile der FDP dage-
gen stimmten. Seitdem ist nicht mehr viel passiert, 
oder?
Doch, es hat sich einiges getan: 2004 startete ich 
mit einigen sozialdemokratischen Kolleginnen und 
Kollegen eine Initiative, die von zirka einem Drittel 
unserer Fraktion unterschrieben wurde. Gerhard 
Schröder war damals erst dagegen, dann dafür und 
dann wieder dagegen. Die Grünen und die PDS wä-
ren dabei gewesen, sowie die CSU und die halbe 
FDP. Die CDU stimmte kompromisslos mit „Nein“, 
woraufhin die CSU dann auch ablehnte. Unsere 
Initiative war vorbei, bevor sie richtig begonnen 
hatte. Die Union hat sich eingemauert, verbunkert. 
Jetzt suchen wir das weiche Wasser, das den Stein 
bricht. 

Zuletzt hat aber die SPD im Bundestag gegen die 
Einführung bundesweiter Volksentscheide ge-
stimmt. Am 23. April hatten FDP, GRÜNE und LINKE 
Vorschläge dazu eingebracht. Warum dagegen?
Es ist im Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD 
festgeschrieben, dass Gesetzesvorlagen nur ge-
meinsam eingebracht werden und auch nur für die 
von der Koalition gestimmt wird.

Glauben Sie, dass das Thema bundesweiter Volks-
entscheid in der nächsten Legislaturperiode voran-
kommen wird?
Ich glaube erst einmal immer an das Gute, dass 
man etwas bewegen kann. Nun bin ich seit 40 Jah-
ren in der Politik, manchmal kann man etwas zum 
Guten hin bewegen, manchmal ändert sich auch 
nichts. Ein Beispiel: Wir haben jetzt mit der CDU 
beschlossen, eine Bank zu enteignen. Das ist eine 
Maßnahme, die vor einem Jahr für die Öffentlichkeit 
wie die „Einführung des Sozialismus“ geklungen 
hätte! Hier zeigt sich: Die Menschen lernen auch 
durch schlechte Erfahrungen und ziehen dann die 
richtigen Konsequenzen. Ich halte es deshalb für 
denkbar, dass unser Thema „Volksabstimmungen“ 
wieder vorankommen wird.
Allerdings muss man dafür über ein Quorum reden. 
Persönlich bin ich der Ansicht, dass Verfassungs-
änderungen bei einem Volksentscheid eine Wahl-
beteiligung von 50 Prozent benötigen. Wenn ich 
mir aber ansehe, dass wir bei Bundestagswahlen 

noch nicht mal mehr 80 Prozent Wahlbeteiligung 
haben, weiß ich nicht, wie das gehen soll. Optima-
lerweise sollten bundesweite Volksentscheide mit 
Parlamentswahlen gekoppelt werden. Und Direkte 
Demokratie kann auch nur Ergänzung zur repräsen-
tativen Demokratie sein.

Haben Sie persönlich bundesweite Volksentscheide 
für die nächste Legislaturperiode auf dem Zettel?
Auf jeden Fall. Das ist eine Grundüberzeugung von 
mir.

Könnte die aktuelle Krise dazu führen, dass die öf-
fentliche Meinung eher nach dem starken Entschei-
der verlangt als nach bundesweiten Volksentschei-
den, die mehr Zeit für die Entscheidungsfindung 
erfordern?
Ich setze auf die demokratische Reife in der Bevöl-
kerung.

Entscheiden Menschen bei Volksabstimmungen 
sachlich?
Das können wir in unserem Nachbarland beobach-
ten. In der Schweiz sind Volksabstimmungen zu 
einem normalen politischen Instrument geworden. 
Die Abstimmung über den EU-Verfassungsvertrag ist 
in Holland und Frankreich nur deshalb gescheitert, 
weil es ein unübliches Instrument war. Das Ergebnis 
dort zeugte eher von Ärger über die Regierung im 
Speziellen und Europa generell. Dafür scheint das 
„Nein“ das probate Mittel. Wenn die Volksabstim-
mung aber eine alltägliche Möglichkeit der Politik 
wäre, würde auch eher sachorientiert entschieden 
werden.

Wenn es bundesweite Volksentscheide gäbe, wel-
che Initiative würden Sie gerne sehen, vielleicht 
sogar selbst starten?
Die Begrenzung von Spitzengehältern müsste in An-
griff genommen werden, sie sollten in Relation zum 
normalen Einkommen stehen. Es kommt darauf an, 
dass das Verhältnis gewahrt bleibt.

Was wünschen Sie sich für Deutschland?
Eine stabile Demokratie und Frieden mit unseren 
Nachbarn in einem gemeinsamen Europa. Wie 
schon die Mütter und Väter des Grundgesetzes ge-
sagt haben: „Wir wollen als Deutsche gleichberech-
tigt in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt 
dienen“.

Von Lynn Gogolin, Berlin
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... hier werde ich hineingeboren. Vom ersten Atem-
zug an bin ich ein Teil von ihr. Mein Sein beginnt 
sich mit ihr auszutauschen. Ich nehme auf und 
scheide aus. Ich bin in einer Welt angekommen, die 
auch für mich geschaffen wurde. Jeder Weg, jede 
Straße wurde auch für mich gebaut. Jeder Baum 
auch für mich gepflanzt, jede Schule auch für mich 
eingerichtet. Jeder Landwirt sät sein Getreide, jeder 
Bäcker backt seine Brötchen – auch für mich. Egal 
wohin ich gehe, ich hinterlasse meine Spuren auf 
der Erde. Und selbst wenn ich wollte, würde es mir 
nicht gelingen, keine Spuren zu hinterlassen.
Diese Beobachtung lässt ein Verantwortungsgefühl 
in mir wachsen – es ist ja alles andere als egal, wie 
ich hier lebe und welche Spuren ich hinterlasse. Das 
Bedürfnis ist geweckt, jegliches Handeln in diesen 
Kontext verantwortungsvoll hineinzustellen. Mein 
Handeln durchzieht eine neue Qualität: die gute 
Absicht. Ich möchte, dass mein Handeln möglichst 
lebensbejahend, fruchtbar und zukunftsermög-
lichend ist. Der Blick in die Welt zeigt mir, wo aus 
solcher Absicht Dinge entstehen und wo nicht. Ich 
möchte aktiver Teilhaber an der Weltentwicklung 
sein. Ich möchte die Welt verändern. Aber welche 
Veränderung ich auch herbeiführen will, wenn sie 
von handfester Akzeptanz geprägt sein soll, muss 
ich sie mit anderen Menschen gemeinsam durch-
führen, mit ihnen gemeinsam vereinbaren und ver-
abreden. Wenn wir beispielsweise in Zukunft lieber 
bei Rot fahren und bei Grün stehen wollen, müssen 
wir das gemeinsam verabreden und akzeptieren, 
sonst kracht´s.

Jetzt wird ein Werkzeug der gemeinsamen Verein-
barungen gebraucht: die Direkte Demokratie! Ich 
habe eine Idee, einen Vorschlag und stelle sie per 
Volksinitiative allen anderen vor. Im Gespräch mit  
anderen Menschen merke ich schnell, ob die Idee 
gut ist oder nicht. Finden genügend Menschen diese 
Idee gut, begehren wir zusammen die Volksabstim-
mung darüber. Wenn es so kommt, wird sich noch 
tiefer gehend mit diesem Vorschlag befasst. Für je-
den beginnt das Ringen um eine Urteilsfindung. Es 
wird abgewogen und geprüft. Die eigene Mündig-
keit reift mit der Auseinandersetzung. Am Tag der 
Abstimmung wird entschieden. Der Wille wird be-
kundet. Alle können sich beteiligen. Die Mehrheit 
entscheidet. Alle akzeptieren die Entscheidung, 
auch die Enttäuschten, die anderer Meinung waren. 
Denn vielleicht geht es das nächste Mal genau an-
dersherum. 
Aus der Idee eines Einzelnen ist ein von allen verab-
schiedetes Gesetz geworden. Die Idee ist Wirklich-
keit geworden und hat die nötigen Wurzeln geschla-
gen, um Stürmen standzuhalten und reife Früchte 
tragen zu können. Ein weiterer Baum ist gepflanzt. 
Die Welt ist verändert. Eine weitere Spur ist hinter-
lassen.

 ...so einfach ist das mit der Direkten Demokratie, 
noch Fragen?

Claudine Nierth studierte Kunst mit dem Schwerpunkt Tanz-
theater und Bühnenkunst (Eurythmie). Sie ist Mitglied und 
Sprecherin des Bundesvorstandes von Mehr Demokratie.
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Von Claudine Nierth, Hamburg

Grundlagen



Wenn es die Finanzkrise nicht gäbe, hätte man sie 
fast schon erfinden müssen. Hätten wir ohne sie 
jemals so viel über die Funktionsweise unseres 
Wirtschafts- und Gesellschaftssystems in so kurzer 
Zeit erfahren? Die atemberaubend riskanten Invest-
menttechniken werden in solcher Ausführlichkeit 
in der Tagespresse behandelt, dass man durch die 
regelmäßige Lektüre fast schon zum Finanzexper-
ten wird. Die Kaltschnäuzigkeit und Abgebrühtheit 
rein am kurzfristigen Gewinn orientierter  Manage-
mentpraktiken stehen im Blickpunkt vieler Medien-
berichte. Wurden anfangs die Ursachen der Krise 
zumeist in der „Gier der Manager“ oder in der „Un-
verantwortlichkeit der Banker“ verortet, so wird seit 
einiger Zeit auch sehr deutlich von einer „systemi-
schen Krise“ gesprochen. Der Blick scheint wieder 
frei zu werden für die größeren volkswirtschaftli-
chen Zusammenhänge, und man darf sich wieder 
an alternative Zukunftsentwürfe wagen, ohne für ei-
nen hoffnungslosen Fantasten gehalten zu werden. 

Die Finanzkrise ist kein Naturereignis
Wie konnte es zu diesem ökonomischen Super-Gau 
kommen? Es mag ja populär sein, auf zu gierige Ma-
nager und zu risikofreudige Banker einzuprügeln. 
Aber kann eine Krise solchen Ausmaßes wirklich 
nur durch das moralische, fachliche und in Einzel-
fällen vielleicht auch justiziable Fehlverhalten eines 
einzelnen Berufsstandes verursacht worden sein? 
Eine solche Annahme kann nicht wirklich überzeu-
gen. Dazu sind diese individuellen Entgleisungen 
viel zu epidemisch. Und so werden von vielen Kom-
mentatoren und Analysten „systemische Ursachen“ 
ins Visier genommen: Welche „Schräubchen“ im 
System müssten neu justiert werden, damit sich so 
eine Krise in Zukunft nicht mehr wiederholen kann? 
Das ist unglaublich spannend und mag auch alles 
seine Richtigkeit und Wichtigkeit haben, aber mich 

interessiert mittlerweile noch stärker die Frage, wie 
sich dieses katastrophische System überhaupt hat 
etablieren können. 
Wenn man diese Frage beantworten will, muss man 
den Blick etwas weiten. Dann zeigt sich, dass die 
Finanzkrise ganz eng mit dem äußerst vielschichti-
gen Prozess der Globalisierung zusammen hängt. 
Die rasante Entwicklung der Computertechnik in 
den letzten 20 Jahren beschleunigte und internati-
onalisierte z.B. den Börsenhandel in einem vorher 
nicht gekannten Ausmaß. Außerdem wurden durch 
die Entwicklung einer globalen Medienlandschaft 
(Stichwort: „global village“) für den Börsenhan-
del wichtige Informationen weltweit und quasi in 
Echtzeit verfügbar. Schließlich ist die Öffnung des 
Ostblocks ab den 1990er Jahren ebenfalls ein be-
schleunigender Faktor gewesen, und zwar sowohl 
auf der wirtschaftlichen (Rohstoffe, Absatzmärkte), 
als auch auf der politischen Ebene (Sieg des Kapi-
talismus und Gefühl, dass es keine Alternative zum 
westlichen Wirtschaftsmodell gibt). 
Für die Finanzkrise entscheidend war aber die Li-
beralisierung und Deregulierung des Welthandels, 
insbesondere im Banken- und Finanzbereich. Seit 
den 1980er Jahren sind in einem schleichenden, 
von der Öffentlichkeit lange nicht bemerkten Pro-
zess die institutionellen und rechtlichen Grundla-
gen der Wirtschaftsglobalisierung weltweit gelegt 
worden. Sie ist kein blind wirkendes Naturereig-
nis, sondern sie ist im Gegenteil Gesetz für Gesetz, 
Vertrag für Vertrag, EU-Richtlinie für EU-Richtlinie, 
WHO-Vereinbarung für WHO-Vereinbarung das Er-
gebnis des Gestaltungswillens fast der gesamten 
westlichen politischen und wirtschaftlichen Elite. 
Ohne Not hat die Politik dabei, dem neoliberalen 
Paradigma folgend, die ihr eigentlich zustehende 
Ordnungsfunktion aufgegeben. Im Endeffekt konn-
ten Finanzoperationen und -produkte einen immer 

Finanzkrise, Globalisierung und Demokratie
Artikelreihe, Teil 1

Von Dipl. Ing. Stefan Padberg, Wuppertal
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Die Finanzkrise hängt sehr eng mit der einseitigen Wirtschaftsglobalisierung zusammen, mit ihr zeigt letz-
tere sich von ihrer dunkelsten Seite. Die Globalisierung selbst ist kein Naturereignis, sondern das Ergebnis 
von diversen politischen Deregulierungsmaßnahmen, die von der politischen und wirtschaftlichen Füh-
rungsschicht in den letzten Jahrzehnten beschlossen und weltweit umgesetzt worden sind. Neue Ideen, wie 
das wirtschaftliche und gesellschaftliche Leben anders gestaltet werden könnte, gibt es in der Zivilgesell-
schaft jede Menge. Sie spielen aber bei den Entscheidungsträgern kaum eine Rolle. Die Demokratie steht 
damit nicht nur vor großen wirtschaftlichen Problemen und den damit einher gehenden sozialpolitischen 
Konflikten, sondern auch vor einer politischen Herausforderung, verursacht durch die Betriebsblindheit 
und die neoliberalen Ordnungsvorstellungen der Entscheider in Politik und Wirtschaft. Direkte Demokratie 
sollte bei der Bewältigung dieser durch die Finanzkrise offenbarten Demokratiekrise eine wichtige Rolle 
spielen.



spekulativeren Charakter annehmen, in einem bis 
dahin unvorstellbaren Maße aufgebläht und gleich-
zeitig weltweit verbreitet werden. Man schätzt, dass 
2008 der Wert allein aller weltweit gehandelten De-
rivate1 etwa das Zehn- bis Zwölffache des Weltbrut-
tosozialprodukts betrug! So ein Luftschloss musste 
früher oder später einstürzen. In diesem Sinne ist 
die Finanzkrise kein Naturereignis, sondern die vor-
hersehbare Folge einer verfehlten Ordnungspolitik.

Wieviel Globalisierung verträgt die Demokratie?
Im Grunde haben wir es hier mit einem weitgehen-
den Versagen des politischen und wirtschaftlichen 
Führungspersonals zu tun, eine Weltwirtschaft 
nach menschlichem Maß zu schaffen. Die neolibe-
rale Ideenkonfiguration, der es gefolgt ist, hat sich 
als echte Sackgasse erwiesen. Da es keine anderen 
Ideen kennt, kann es die Lage auch nicht wenden. 
Ein Ausweg wird sich nur in dem Maße zeigen, wie 
unsere Gesellschaften lernen,  sich von neolibera-

1 Derivate ermöglichten ursprünglich die Absicherung ge-
gen das Risiko von Preisänderungen, vor allem im land-
wirtschaftlichen Bereich. Man kauft/verkauft z.B. Weizen 
zu einem bestimmten Preis und legt fest, dass der Handel 
zu einem bestimmten Zeitpunkt in der Zukunft stattfinden 
soll. So sind die Bauern und Händler gegen das Risiko einer 
Rekord- bzw. Missernte (bei der die Weizenpreise ja stark 
sinken bzw. steigen würden) abgesichert. Nach der Freigabe 
der Wechselkurse 1973 wurden auch Wechselkursrisiken mit 
solchen Derivaten abgesichert. Mittlerweile werden Deriva-
te mit allen möglichen Basiswerten gehandelt und vor allem 
zu Spekulationszwecken eingesetzt. War der Handel mit 
Derivaten in den 1970er Jahren noch eine vernachlässigbare 
Größe an den Finanzmärkten, so betrug er 1990 bereits 123 
Bio. Dollar weltweit und 2002 hatte er sich auf 694 Bio. Dol-
lar fast versechsfacht.  

len Glaubenssätzen („Markt ist besser als Staat“, 
„Privat ist besser als Öffentlich“ usw.) abzugrenzen 
und die gesellschaftlichen Grundbedürfnisse der 
Bürger nach Daseinsvorsorge und freiheitlicher Le-
bensweise wieder an erste Stelle zu setzen. Dieser 
Lernprozess scheint mir mittlerweile ähnlich über-
lebenswichtig wie im 20. Jahrhundert die Abgren-
zung gegenüber totalitären Ideologien (Stichwort: 
„wehrhafte Demokratie“)! Die einseitige Finanzglo-
balisierung könnte sonst nicht nur eine nachhaltige 
Zerrüttung der wirtschaftlichen Verhältnisse bewir-
ken, sondern auch eine Aushöhlung der Demokra-
tie mit sich bringen. Hierzu möchte ich nur zwei As-
pekte anführen:

1. Die wachsende Kluft in der Einkommensverteilung 
untergräbt den sozialen Frieden. Sie fördert Entso-
lidarisierung und verursacht zunehmend schärfere 
Verteilungskämpfe. Wenn die Menschen erleben, 
dass ihnen die materiellen Mittel ihrer Existenz und 
ihre Zukunftschancen unwiederbringlich genom-
men werden und dass sie dies auf demokratischem 
Wege nicht mehr beeinflussen können, dann wer-
den sie sich womöglich von der Demokratie abwen-
den.
 
2. Ein weiteres Problem sehe ich in der wachsen-
den Ungleichverteilung von gesellschaftlicher Ge-
staltungsmacht. Sowohl der einzelne Bürger mit 
seinem sinkenden Einkommen als auch der sich 
immer höher verschuldende demokratische Staat 
haben immer weniger Möglichkeiten, soziale Pro-
zesse politisch zu gestalten (wenn man einmal von 
der Sparpolitik absieht). Für eine gedeihliche sozi-
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 Das schöne Leben: Börsenhändler am Arbeitsplatz. Pressefoto der Börse Stuttgart.
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ale Entwicklung notwendige Ausgaben wie z.B. In-
vestitionen im Bereich der Grundlagenforschung, 
der alternativen Energieerzeugung, der Erziehung, 
Bildung und Kultur sowie der Daseinsvorsorge 
(Krankenkassen, Rentenversicherung, Energie- und 
Wasserversorgung) usw. können immer seltener 
getätigt werden. Wir müssen dies zunehmend der 
Privatinitiative der reichen Mitbürger überlassen. 
Welchen Sinn hat Demokratie, wenn eine Gesell-
schaft über so grundlegende Themen kaum noch 
selbst bestimmen kann, sondern auf die Gnade und 
moralische Einsichtsfähigkeit (und die Erfüllung der 
immer weiter wachsenden Gewinnerwartungen) 
der Superreichen angewiesen ist? Das ist womög-
lich noch ein viel schwerwiegenderes Problem als 
die Einkommensungleichheit, weil unseren Gesell-
schaften so die Luft zum Atmen genommen wird.

Neue Ideen braucht das Land
Ein politischer Prozess, der der Globalisierung eine 
Wende zum Positiven geben könnte, braucht zu-
nächst einmal neue Ideen und vermutlich auch eine 
neue Politikergeneration. Es ist nicht zu erwarten, 
dass die Generation, die die gegenwärtige Krise mit 
verursacht hat, in der Lage ist, sie auch zu behe-
ben. In den verkrusteten Parteiapparaten mit ihrem 
Schielen nach der Mehrheitsfähigkeit finden unge-
wöhnliche oder radikal-neue Ideen nur schwer den 
nötigen Widerhall. 
Aber in den letzten Jahrzehnten hat sich außerhalb 
der Parteien eine sehr lebendige und vielfältige 
Kultur zivilgesellschaftlichen Engagements entwi-
ckelt. Weltweit beobachten viele Bürger und Fach-
leute aus Basisorganisationen, unabhängigen Me-
dien und Forschungsinstituten die verschiedensten 
Aspekte der gesellschaftlichen Entwicklung. Sie 
begleiten sie kritisch, veröffentlichen unbequeme 
Fakten, weisen auf unstimmige politische Konzep-
te hin, sagen negative Folgen voraus und entwer-
fen Handlungsalternativen für Bürger, Politik und 
Verwaltung. Sie organisieren sich in unabhängigen 
Netzwerken, kommunizieren über das Internet, und 
sind mittlerweile zu beachtlichen Mobilisierungen 
quer über den ganzen Globus in der Lage. Sie be-
stimmen so die politische Agenda kräftig mit.
Für die Lösung der systemischen Probleme, die die 
Globalisierung mit sich gebracht hat, ist solcher 
Sachverstand dringend von Nöten. Bis jetzt hat die 
Zivilgesellschaft aber keine Möglichkeit, sich direkt 
im politischen Raum zu artikulieren. Direkte De-
mokratie ist in dieser Perspektive eine natürliche 
Weiterentwicklung zivilgesellschaftlicher Initiative. 
Ab einem bestimmten Punkt möchten wir Bürger 
eben nicht mehr nur informieren und protestieren, 
sondern auch abstimmen und entscheiden! Das 
Bedürfnis nach Direkter Demokratie sollte deshalb 
in den kommenden Monaten und Jahren bei den 
Nichtregierungsorganisationen ansteigen.

Die Rückgewinnung des Politischen durch Direkte 
Demokratie
Eine Rückgewinnung politischer Gestaltungsmacht 
ist aber darüberhinaus an eine echte Stärkung der 
demokratischen Ebene gegenüber den Übergriffen 
aus dem Wirtschaftsbereich geknüpft. Ideen allein 
reichen da nicht aus, denn ohne politische Hand-
lungs- und Durchsetzungsfähigkeit wird sich das 
überbordende Wirtschaftsleben nicht wirklich be-
grenzen lassen können. Direkte Demokratie stat-
tet Politik mit einer neuen Legitimation aus. Sie ist 
geradezu prädestiniert dazu, die Rückgewinnung 
des Politischen einzuleiten. In diesem Sinne könn-
te sich die Direkte Demokratie vielleicht sogar als 
notwendige Voraussetzung für einen neuen Gesell-
schaftsvertrag erweisen. 
Direkte Demokratie würde der Zivilgesellschaft 
ganz neue und sehr wirksame Möglichkeiten der 
politischen und gesellschaftlichen Einflussnahme 
schenken. Der Gesellschaft wiederum würde durch 
die Ideen und das Engagement der Nichtregie-
rungsorganisationen neuer Sauerstoff zuströmen. 
Die politischen Auseinandersetzungen, die durch 
Volksabstimmungen ausgelöst würden, brächten 
einen frischen Wind in alle Ecken und Winkel der 
Gesellschaft. Zugegeben: Die Direkte Demokratie 
ist keine Garantie dafür, dass im politischen Pro-
zess immer und überall Vernunft walten wird. Und 
die sofortige Einführung der Direkten Demokratie 
auf Bundesebene wäre auch kein Wundermittel ge-
gen die Wirtschafts- und alle anderen Krisen unse-
rer Tage. Aber ich bin mir sicher, dass das Gefühl 
der Ohnmacht und der Alternativlosigkeit nicht 
so übermächtig wäre, wenn der ganze Globalisie-
rungsprozess der letzten Jahrzehnte von Volksab-
stimmungen begleitet worden wäre. Und Hand aufs 
Herz: Wahrscheinlich wäre so mancher Unsinn gar 
nicht erst beschlossen worden, wenn wir Bürger 
hätten darüber abstimmen können.

Im nächsten Teil wird das neoliberale Menschen- und 
Gesellschaftsbild dem direktdemokratischen gegen-
über gestellt. Im dritten Teil werden die Gesetzesän-
derungen beschrieben, die Deutschland und Europa in 
den letzten Jahrzehnten in Richtung des neoliberalen 
Gesellschaftsbildes umgeformt haben. In weiteren 
Teilen werden verschiedene Alternativen zum jetzigen 
Wirtschafts- und Finanzsystem vorgestellt.

Literaturempfehlungen:
Martin, Hans-Peter / Schumann, Harald: Die Globali-
sierungsfalle. Der Angriff auf Demokratie und Wohl-
stand, ISBN 3499604507 und Peter Wahl: Entwaffnet 
die Märkte! Der Finanzcrash - Ursachen, Hintergründe, 
Alternativen, ISBN 3899653092.

Stefan Padberg ist Dipl.-Ing. für Informationstechnik, Web-
master für www.mehr-demokratie.de und arbeitet zur Zeit als 
Sozialarbeiter/Sozialtherapeut.



Der Blick zurück: 2003 
Im November 2003 gingen im Thüringer Landtag 
ausnahmslos alle Hände hoch – als das Reformpa-
ket für fairer gestaltete Volksbegehren zur Abstim-
mung stand. Einstimmig angenommen! Neun Mo-
nate hatten die drei Landtagsfraktionen um einen 
Kompromiss verhandelt. Angestoßen hatten die 
Reform die 387.469 Unterzeichner des Volksbegeh-
rens „Mehr Demokratie in Thüringen“. Das Volks-
begehren war zwar erfolgreich, wurde aber danach 
auf Antrag der Landesregierung vom Verfassungs-
gericht gestoppt. Dennoch war der Druck aus dem 
Volk vor der anstehenden Landtagswahl so groß, 
dass sich auch die widerstrebende CDU bewegt hat. 
Wir waren ermutigt...

2003: Der Blick nach vorn
Jetzt wird der nächste Schritt, eine Reform der Bür-
gerbegehren, ein Kinderspiel sein. Hier – auf der 
kommunalen Ebene – ist der Reformbedarf noch 
augenfälliger. Thüringen das Schlusslicht unter den 
Bundesländern. In 15 Jahren hat es nur 69 Bürger-
begehren gegeben, im Nachbarland Bayern dage-
gen 1.700. Das muss doch Berufspolitikern, die in 
unzähligen Podiumsgesprächen, über Leserbriefe 
und schließlich in den Ausschüssen des Landta-
ges jahrelang die Direkte Demokratie mit uns dis-
kutiert haben, sofort einleuchten. Wer die Hürden 
für Volksbegehren senkt, wird sie doch auch für 
Bürgerbegehren senken. So dachten wir im Bünd-
nis für Mehr Demokratie und ich habe mich aufge-
macht, mit der alleinregierenden CDU den gerade 
erfolgreich gefundenen Gesprächsfaden weiter zu 
flechten. Waren gute Gespräche, doch, doch, offen 
und vertröstend. Nur war die Einladung zu einem 
gemeinsamen Symposium, mit dem die Inhalte der 

Reform diskutiert werden sollten, nach anderthalb 
Jahren noch immer nicht angenommen. Die erste 
Enttäuschung. Wir hatten uns getäuscht. Die CDU 
hatte zwar die Volksbegehren mit verbessert, aber 
von der Kultur der Direkten Demokratie insgesamt 
nicht viel verstanden. Also hat das 19 Organisatio-
nen starke Bündnis mit seinem parlamentarischen 
Arm, den beiden Oppositionsfraktionen der LINKEN 
und der SPD, einen eigenen Gesetzentwurf ausge-
arbeitet und ins Parlament eingebracht. Den hat die 
CDU abgelehnt, in Bausch und Bogen. Und mit ver-
bogener Argumentation: Andere Länder würden für 
Thüringen keine Rolle spielen. Und überhaupt, die 
Menschen hier hätten noch nicht so lange Erfahrun-
gen mit der Demokratie wie die Bayern und so seien 
ihnen niedrigere Hürden für Bürgerbegehren nicht 
zuzutrauen. 

Wer nicht hören will, wird mit Volksbegehren von 
bis zu zwei Jahren bestraft 
Für diese Einschätzung hatte die CDU ein Jahr ge-
braucht. Mittlerweile war es Herbst 2006. Es blieb 
nur noch ein Weg: Das Volksbegehren „Mehr Demo-
kratie in Thüringer Kommunen“. 200.000 Thürin-
ger mussten überzeugt werden, zehn Prozent aller 
Stimmberechtigten. Am 4. August 2008, nach vier 
Monaten Unterschriftensammlung, wurden 250.982 
Blatt Papier zu einer Demokratie-Spirale aufgebaut. 
Auf jedem Bogen eine unverwechselbare Unter-
schrift. Wertpapiere für die Demokratie. „Von jetzt 
an ist eine Reform der Bürgerbegehren nicht mehr 
von der regierenden CDU abhängig. Wir haben uns 
das Recht auf Volksentscheid erkämpft“, so mein-
ten und verkündeten wir. So steht es in der Thü-
ringer Verfassung. Und Verfassung ist Verfassung. 
Theoretisch. Praktisch sollte es anders kommen. 

Das grüne Herz schlägt bürgerfreundlich
Mehr Demokratie-Bündnis in Thüringen ist nach zehn Jahren am Ziel

Von Ralf-Uwe Beck, Erfurt
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Die schwachsinnige Weltneuheit: Amtseintragung 
für Bürgerbegehren
Schon während der Unterschriftensammlung hat-
te die CDU angekündigt, und dann auch mit einem 
eigenen Gesetzentwurf untersetzt, sie wolle jetzt 
auch die Bürgerbegehren reformieren. Das Bünd-
nis könne ja nun aufhören, zu sammeln. In der Tat, 
etliche Forderungen waren bei uns abgeschrieben, 
manche aus Bayern kopiert – bis auf einen Unter-
schied: Die Art der Unterschriftensammlung. Hier 
nämlich wollte die CDU die freie Unterschriften-
sammlung abschaffen und die Amtseintragung 
einführen. Weltweit kennen wir kein Beispiel dafür, 
dass Bürger für eine Unterschrift unter ein Bürger-
begehren aufs Rathaus gezwungen werden. Aber 
keine Panik, beruhigten wir uns, dann wird wohl 
die CDU ihren Gesetzentwurf beim Volksentscheid 
mit zur Abstimmung stellen. So sieht es die Verfas-
sung vor, wenn das Parlament einen alternativen 
Vorschlag macht. Wird sich zeigen, was die Men-
schen bevorzugen. Wieder falsch gedacht, wieder 
eine Enttäuschung. Am 23. Oktober wurde unser 
Volksbegehren nach Prüfung aller Unterschriften 
von der Landtagspräsidentin offiziell für erfolg-
reich erklärt. Am 8. Oktober – zwei Wochen vorher 
– beschließt die CDU-Fraktion im Landtag mit ihrer 
Mehrheit ihren Gesetzentwurf. Am Volksbegehren 
vorbei. An der Verfassung vorbei. Besonders fatal: 
Selbst wenn es zum Volksentscheid über unseren 
Gesetzentwurf kommt und die Menschen für unsere 
Ideen stimmen, ist die Amtseintragung nicht mehr 
zu neutralisieren. Der Gesetzentwurf des Volksbe-
gehrens nämlich sagt nichts zur Art der Sammlung. 
Wir haben ein Änderungsgesetz geschrieben und 
wollten die Art der Sammlung ja eben nicht ändern. 
Die CDU ist durch den Garten der Demokratie ge-
trampelt als sei es ihr eigener. Respektlos. Scham-
los. Geistlos. Ein Aufschrei quer durchs Land. Und 
die Oppositionsfraktionen und das Bündnis ziehen 
vors Verfassungsgericht. Hier steht mehr auf dem 
Spiel. Wenn eine regierungstragende Fraktion mit 
einem Federstrich die Gesetzeslage ändern kann, 
auf die sich ein Volksbegehren bezieht, wer sollte 
dann noch den Riesenaufwand für ein Volksbegeh-
ren treiben? 

Die Bürger gehen aufrecht (und die CDU in die 
Knie)
Währenddessen wird im Landtag das Volksbegeh-
ren aufgerufen. Eine große Anhörung, bei der es 
weniger um die Forderungen von Mehr Demokratie, 
mehr um das Vorgehen der CDU geht. Daneben: 
Gespräche mit der CDU, die verhandeln will, dem 
Volksbegehren zustimmen, sogar die freie Samm-
lung zurückgeben würde, wenn wir einzelne Punkte 
aus dem Gesetzentwurf brechen. Das Bündnis sagt 
Nein: Was mehr als 250.000 Thüringerinnen und 
Thüringer unterschrieben haben, ist nicht verhan-
delbar! Monatelang Funkstille. Zehn Tage bevor das 
Volksbegehren abschließend im Parlament beraten 
werden soll, gibt es einen neuen Anlauf für eine Ei-
nigung. Schließlich bieten die Oppositionsfraktio-
nen und das Bündnis die Rücknahme ihrer Klagen 
an, wenn die CDU das Volksbegehren annimmt und 
mit einem Begleitgesetz die freie Sammlung wieder 
einführt. Und genau das passiert. Am 3. April 2009 
gehen im Plenarsaal wieder die Hände für eine Re-
form der Direkten Demokratie in die Höhe. Bis auf 
drei Stimmen aus der CDU-Fraktion: Zustimmung. 
Angenommen. Kaum fassbar, aber wir sind am Ziel. 
Nach mehr als zehn Jahren Arbeit schlägt Thürin-
gen, das grüne Herz Deutschlands, bürgerfreund-
lich. Zwei Volksbegehren hat es in Thüringen bisher 
gegeben, beide vom Mehr Demokratie-Bündnis, 
beide erfolgreich.
Im Jahr der Demokratie, in dem das 20-jährige Ju-
biläum der friedlichen Revolution gefeiert wird, ha-
ben sich die Menschen selbst faire Bürgerbegehren 
zum Geschenk gemacht. 19 Bündnisorganisationen 
haben zusammen gekämpft und sind für die Bür-
gerrechte über ihre parteipolitischen Schatten ge-
sprungen. 30 Regionalbeauftragte in den Städten 
und Landkreisen haben Gruppen gegründet, die 
Sammlung organisiert und sich über die Maßen en-
gagiert. 2.000 Aktive haben Unterschriften gesam-
melt, darunter fast hundert aus anderen Ländern. 
250.982 Menschen haben mit ihrer Unterschrift der 
Reform Flügel verliehen und Demokratie-Geschich-
te geschrieben. 

Ralf-Uwe Beck ist Traktorist, evangelischer Pfarrer und Leiter der Öf-
fentlichkeitsarbeit einer Landeskirche. Er engagiert sich seit mehr 
als 10 Jahren bei Mehr Demokratie.

Die Reform in Stichpunkten 
Bürgerbegehren auch zugelassen über Bauleit-•	

planungen, Kreditaufnahmen, Satzungen und Ab-
gaben, nicht aber über deren Einführung oder Ab-
schaffung

Quorum für Bürgerbegehren in freier Sammlung •	
7 Prozent, maximal 7.000 Unterschriften (bisher 13 
bis 17 Prozent); bei Amtseintragung 6 Prozent

Zustimmungsquorum beim Bürgerentscheid 10 •	
bis 20 Prozent je nach Gemeindegröße (früher 20 
bis 25 Prozent)

Kostendeckungsvorschlag liberalisiert: Außer bei •	
Bürgerbegehren über Abgaben ist aus der Muss- 
eine Soll-Vorschrift geworden. 

Direkte Demokratie auch auf Landkreisebene •	
eingeführt

Bürgerantrag zum Einwohnerantrag umgebaut: •	
Unterschriftsquorum 1 Prozent, maximal 300 Unter-
schriften; unterschreiben können auch Jugendliche 
ab dem 14. Lebensjahr sowie ausländische Mitbür-
gerinnen und Mitbürger.
www.thueringen.mehr-demokratie.de 



Die Ausgangslage 
In Berlin wurde 1948, also vor Inkrafttreten des 
Grundgesetzes, festgelegt, dass der Religionsunter-
richt in den öffentlichen Schulen kein ordentliches 
Lehrfach ist. Die Kirchen erteilen zwar Religions-
unterricht in den Schulräumen, und die Lehrkräfte 
dafür werden überwiegend vom Land bezahlt. Aber 
dieser Unterricht ist freiwillig, nicht versetzungs-
relevant und findet überwiegend in Randstunden 
statt. Gleichwohl besucht in den Klassen 1 bis 6 
eine Mehrheit der Schülerinnen und Schüler diesen 
Unterricht, danach sinkt der Zuspruch allerdings 
deutlich.
Als nach einem aufsehenerregenden Fall von „Eh-
renmord“ einige Schülerinnen und Schüler mit Mig-
rationshintergrund dieses Verbrechen öffentlich bil-
ligten, führte der Senat 2006 ein Pflichtfach „Ethik“ 
für die Klassen 7 bis 10 ein.

Die Sachkontroverse
Diese Situation wurde von bürgerlich-kirchlich-kon-
servativ gesinnten Kreisen angegriffen. Sie forder-
ten, Berlin solle endlich der Vorgabe des Art. 7 Abs. 
3 Satz 1 Grundgesetz folgen und dem Religionsun-
terricht – wie in allen anderen Bundesländern au-
ßer Bremen und Brandenburg – den Status eines 
ordentlichen Lehrfaches geben. Umgekehrt setzten 
einige Befürworter der Berliner Regelung bald zum 
Gegenangriff an. Sie fragten, ob sich die soziologi-
sche Situation, in welcher der Parlamentarische Rat 
vor 60 Jahren jene Vorgabe gemacht hatte, nicht in-
zwischen grundlegend geändert hätte und ob das 
Berliner Modell „Ethik für alle – Religion freiwillig“ 
nicht sogar bundesweit Schule machen könnte.

Die Initiative
Die Initiative für ein Volksgesetzgebungsverfahren 
wurde von privater Seite ergriffen, in Gestalt des 
charismatischen Rechtsanwalts Christoph Leh-
mann. Aus der Politik kam bald Unterstützung von 
der CDU, der Lehmann selbst angehört, sowie der 
FDP; im gesellschaftlichen Bereich förderten die 
Leitungen der Evangelischen und der Katholischen 
Kirche, sowie der Jüdischen Kultusgemeinde, das 
Vorhaben. Freilich setzte ein massendemokrati-
sches Verfahren zum Thema Religionsunterricht 
(wenn die Pointe erlaubt ist) schon Gottvertrauen 
voraus. Berlin ist gewiss nicht die „heidnische“ 
Stadt, als die sie oft verzeichnet wird. Aber dass nur 
32 Prozent der volljährigen, deutschen Einwohner 

einer der beiden großen christlichen Kirchen ange-
hören, zeugt doch von einer starken Distanz jeden-
falls zu einer Kirchlichkeit im traditionellen Sinne. 
Zudem ist die Stadt eine „Single“-Metropole. Bei-
de Faktoren ließen für ein Verfahren, das am Ende 
ein 25-prozentiges Zustimmungsquorum verlangt, 
nichts Gutes erwarten.

Das Volksbegehren
Nach vier Monaten intensiver Kampagne hat-
ten sich 265.823 Bürgerinnen und Bürger, also 
10,9 Prozent der Stimmberechtigten, für das „Pro 
Reli“-Volksbegehren eingetragen und damit die 
Hürde von 7 Prozent sicher genommen. Dieses Er-
gebnis war respektabel. Zum Vergleich: Für das 
„Tempelhof“-Volksbegehren 2007/08 hatten sich 
8,4 Prozent eingetragen, und beim ersten Volksbe-
gehren überhaupt in Berlin zur Rechtschreibreform 
1999 bloß 4,4 Prozent. Die beiden kirchlichen Initi-
ativen 1996/97 in Schleswig-Holstein und 1998 in 
Rheinland-Pfalz – jeweils zur Erhaltung des Buß- 
und Bettages als kirchlicher Feiertag – hatten nur 
6,5 bzw. 6,2 Prozent gültige Eintragungen erreicht. 
Die Papierform des „Pro Reli“-Projekts erschien 
also nicht schlecht.

Pro Reli
Der Volksentscheid über den Religionsunterricht in Berlin am 26. April 2009

Von PD Dr. Otmar Jung, Berlin
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Die Interaktion mit der repräsentativen Demokratie
Die folgende Phase der Interaktion mit Senat und 
Abgeordnetenhaus machte bald deutlich, dass sich 
hier eine harte Auseinandersetzung anbahnte. Ob 
nun der Regierende Bürgermeister Wowereit „po-
larisierte“, wie ihm vorgeworfen wurde, oder der 
evangelische Bischof Huber, wie Wowereit zurück-
gab, kann unterschiedlich gesehen werden. 
Jedenfalls hatte ein Kompromiss in dieser Sache 
keine Chance, obwohl er sich inhaltlich geradezu 
anbot und auch schon in den Vorjahren konzeptio-
nell entwickelt worden war (Stichworte: „Fenster-“ 
und „Forumsmodell“). So stellte denn das Abgeord-
netenhaus auch keinen eigenen Gesetzentwurf zur 
gleichzeitigen Abstimmung. Das Regierungslager 
wollte offenbar (wie schon im Fall „Tempelhof“) ein 
„Showdown“ und setzte auf Sieg.

Der Abstimmungskampf
Der Abstimmungskampf war heftig und wurde pro-
fessionell geführt – mit erheblichem Mitteleinsatz 
auf beiden Seiten (ohne dem alten Stereotyp zu 
erliegen, dass der jeweilige Gegner, dem man gute 
Gründe von vornherein abspricht, nur dank des gro-
ßen Geldes Erfolg gehabt haben könne). Die Stadt 
war plakatiert wie in einem kleinen Wahlkampf. Wi-
der das Anliegen des Volksbegehrens bildete sich 
eine Gegen-Initiative „Pro Ethik“, dazu kamen die 
Regierungsparteien SPD und Linke, ferner die Grü-
nen, der Humanistische Verband usw. Die türki-
schen Verbände bezogen sowohl für die eine wie für 
die andere Position Stellung bzw. ließen sich nicht 
festlegen. 
Innerhalb der beiden „Lager“ kam es zu den (übli-
chen) Dissidenten- und einigen (peinlichen) Diszi-
plinierungsfällen, woraus deutlich zu ersehen war, 
dass die politische Kultur der Direktdemokratie in 
Berlin noch unterentwickelt ist. Verwirrend wirkte, 
dass Befürworter („Gleiche Freiheit für Berlin!“) wie 
Gegner („Religion ist freiwillig“) mit dem gleichen 

Schlüsselbegriff „Freiheit“ warben. Hingegen fiel 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk Berlin-Branden-
burg mit seiner regelmäßigen Berichterstattung so-
wie einigen Sondersendungen positiv auf: informa-
tiv, sachlich, fair. 
Wie andere zuvor wurde auch dieser Abstimmungs-
kampf kontrovers eingeschätzt. Während manche 
einen „Kulturkampf“ beklagten oder von einem 
„randständigen Thema“ lästerten, würdigte der 
Soziologe Heinz Bude die öffentlichen politischen 
Debatten vor der Abstimmung: Der Erfolg dieses 
Volksbegehrens beweise „eine gewisse Entprovin-
zialisierung Berlins. Die Stadt meldet sich als eu-
ropäische Metropole zurück: Hier werden Debatten 
geführt, die für die Welt wichtig sind.“ (Der Tages-
spiegel Nr. 20 233 v. 16. 4. 2009).
Zwei große „Fouls“ der Regierung gilt es festzuhal-
ten. Der Senat nutzte seine Zeitherrschaft, um über 
den begehrten Gesetzentwurf separat abstimmen 
zu lassen, obwohl man den Volksentscheid mit den 
für den 7. Juni angesetzten Europawahlen hätte 
zusammenlegen können. Dies verstieß gegen den 
Geist der Reform von 2006. Seitdem heißt es in der 
Verfassung, die reguläre Vier-Monats-Frist für die 
Herbeiführung eines Volksentscheids könne „auf 
bis zu acht Monate verlängert werden, wenn da-
durch der Volksentscheid gemeinsam mit Wahlen“ 
durchgeführt werden könne (Art. 62 Abs. 4 Satz 2 
Verfassung). 
Dahinter steht, wenn man sich die Reformdiskus-
sion in Erinnerung ruft, der klare Wunsch des ver-
fassungsändernden Gesetzgebers, dass gegebe-
nenfalls dann auch so verfahren werden solle. Nach 
dem Wortlaut dieser Vorschrift „musste“ der Senat 
zwar nicht die Abstimmung mit der Wahl zusammen 
legen; aber dass er so tat, als ob die Terminbestim-
mung in seinem Belieben stünde, und biedermän-
nisch den Wunsch nach einer „raschen Entschei-
dung“ äußerte, während das Motiv, den begehrten 
Gesetzentwurf jedenfalls am Zustimmungsquorum 
scheitern zu lassen, auf der Hand lag, erscheint il-
legitim. Denn an einem Volksentscheid, der nicht 
mit einer Wahl zugleich stattfindet, nehmen erfah-
rungsgemäß weniger Menschen teil. Somit ist sein 
Scheitern am Quorum wahrscheinlicher. 
Ähnlich nassforsch der Umgang mit Steuergeldern: 
Die Reform ging von dem Prinzip aus, dass beide 
Seiten vor dem Volksentscheid amtlich gleich be-
handelt werden sollten. Dementsprechend be-
stimmte das Ausführungsgesetz für das sogenann-
te „Abstimmungsbüchlein“, dass „die Argumente 
jeweils im gleichen Umfang der Trägerin [sc. des 
Gesetzentwurfs] einerseits sowie des Senats und 
des Abgeordnetenhauses andererseits darzulegen 
sind“. 
Daran hielt sich auch der Senat; aber dieser Gedanke 
der Chancengleichheit und Fairness wurde natürlich 
unterlaufen, als das Presse- und Informationsamt 
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des Landes Berlin in der Woche vor dem Volksent-
scheid eine Anzeigenkampagne in zwei Wellen star-
tete, um die Position des Senats zu wiederholen, zu 
verdeutlichen und noch einmal einprägsam zu for-
mulieren. Dass sich die Landesregierung in diesem 
Zusammenhang als die Unterlegene gegenüber ei-
ner Bürgerinitiative hinstellte, um daraus eine Art 
Ausgleichsbedarf abzuleiten, war nur lächerlich. 
Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg 
erklärte diese Informationskampagne denn auch 
in einem Eilverfahren für rechtswidrig – allerdings 
kam die Entscheidung so spät, dass die Anzeigen 
schon gedruckt waren.

Der Ausgang des Volksentscheids
Wohl alle, die sich fachlich mit dieser Frage be-
schäftigt hatten, gingen davon aus – auch der Lan-
deswahlleiter –, dass man einen zweiten Fall „Tem-
pelhof“ erleben würde: Die Initiatoren würden eine 
mehr oder minder beeindruckende Mehrheit an den 
Urnen erringen, aber das Quorum verfehlen (wie es 
übrigens auch 1997 der Nordelbischen Kirche beim 
Bußtags-Volksentscheid in Schleswig-Holstein er-
gangen war). Stattdessen trat das Unerwartete ein: 
Eine Mehrheit von 51,4 Prozent der abgegebenen 
Stimmen lehnte den Gesetzentwurf des Volksbe-
gehrens ab. Auf die Zusatzbedingung des 25-pro-
zentigen Zustimmungsquorums kam es nicht mehr 
an. 
Das Projekt „Pro Reli“ war nicht „unecht“ – wie das 
Projekt „Tempelhof“ –, sondern echt gescheitert. 
„Unechtes“ Scheitern bedeutet ein Scheitern am 
Quorum, das eine Zustimmung von 25 Prozent aller 
Wahlberechtigten vorschreibt. Ein echtes Scheitern 
hingegen bedeutet, dass der Gesetzentwurf keine 
Mehrheit bei den Abstimmenden findet. 
Das missliche Gefühl, „so etwas“ wäre in der 
Schweiz und den US-Bundesstaaten, aber auch in 
Bayern, Hessen oder Sachsen nicht passiert, kam 
also gar nicht erst auf. Auch nach dem urdemokra-
tischen Regelwerk dieser Referenzländer, wonach 
die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
entscheidet, hatten die Initiatoren verloren. Die 
Mehrheit der Aktivbürger hatte ihr Projekt – schwei-
zerisch gesprochen – „bachab“ geschickt. Einen 
solchen Verfahrensausgang gab es in Deutschland 
bislang noch nie; die Abstimmungsgeschichte auf 
Landesebene kannte bis dahin nur Erfolg oder un-
echtes Scheitern an den Quoren.
Von daher wirkte es töricht, wenn die Zeitungen von 
einem „gescheiterten Volksentscheid“ schrieben. 
Der Volksentscheid hatte einwandfrei funktioniert. 
Es hatte nur eine Mehrheit der Aktivbürger anders 
gestimmt, als die Initiatoren von „Pro Reli“ gedacht 
hatten, und damit waren sie mit ihrem Vorhaben ge-
scheitert. (Wie unverständig dieses Reden ist, kann 
man sich an einem Beispiel aus der repräsentativen 
Demokratie klarmachen. Würde jemand, wenn etwa 

die SPD im Herbst 
ihr Wahlziel 30 
Prozent plus x ver-
fehlen sollte, for-
mulieren, die Bun-
destagswahl sei 
gescheitert?) An 
dem Ergebnis des 
Volksentscheids 
fällt auf, dass die 
Initiatoren von „Pro Reli“ sich nach der recht gut 
erscheinenden Volksbegehrens-Phase kaum mehr 
steigern konnten. Von 265.823 Eintragungen (gleich 
10,9 Prozent der Stimmberechtigten) auf 345.004 
Ja-Stimmen (gleich 14,1 Prozent) – das zeigte, dass 
dieses Vorhaben nicht einmal die Hälfte seiner ur-
eigenen Klientel der (volljährigen, deutschen) Kir-
chenmitglieder hatte mobilisieren können. Zudem 
war die Abstimmungsbeteiligung gegenüber dem 
Fall „Tempelhof“ im Vorjahr von 36,1 Prozent auf 
29,2 Prozent zurückgegangen.

Perspektiven für das Sachproblem
Es gibt Anzeichen dafür, dass das Engagement der 
„Pro Reli“-Freunde nicht ganz umsonst war. Inner-
halb der etablierten Politik geht man anscheinend 
aufeinander zu, um jene Kompromisse zu finden, 
die vor dem Volksentscheid offenbar nicht möglich 
waren. Die Aussichten für eine gewisse Nachwir-
kung des Volksgesetzgebungsverfahrens im Sinne 
der Initiatoren erscheinen also gut.

Perspektiven für die Direkte Demokratie in Berlin
Das Regelwerk für Direkte Demokratie in Berlin wur-
de bei der Reform 2006 deutlich verbessert. In den 
beiden großen Praxisfällen seitdem zeigte sich ein 
erhebliches politisches und mediales, vor allem 
aber bürgerschaftliches Interesse an diesen Verfah-
ren. Auch die politische Kultur der Direkten Demo-
kratie wird sich in Berlin noch entwickeln.
Ein schweres Problem stellt die auch 20 Jahre nach 
der Wiedervereinigung noch bestehende struktu-
relle Spaltung der Stadt in West und Ost dar. Die 
beiden Projekte „Tempelhof“ 2008 und „Pro Reli“ 
2009 waren in gewisser Weise „West-Themen“, bei 
denen jene strukturelle Spaltung voll durchschlug. 
Solche einseitigen Vorhaben fallen – das lehren 
die bisherigen Erfahrungen – dem 25-prozentigen 
Zustimmungsquorum zum Opfer, wenn es nicht gar 
zur Ablehnung an den Urnen kommt.

Dr. jur. Otmar Jung ist Privatdozent für Politikwissenschaft 
und Zeitgeschichte am Otto-Suhr-Institut der Freien Univer-
sität Berlin.

Bundesländer

Kampagne der Initiative Pro-Reli
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Hamburg – 
Vernünftiger Kompromiss beim Wahlrecht
Im Februar war Mehr Demokratie mit einem Volksbe-
gehren für ein faires Wahlrecht in Hamburg erfolg-
reich. Daraufhin folgten Gespräche mit den Bürger-
schaftsfraktionen. Mehr Demokratie hielt zunächst 
aber am  Volksentscheid zur Bundestagswahl fest, 
da sich die Fraktionen als wenig kompromissbereit 
zeigten. Das hat sich nun geändert. Die SPD hat ei-
nen akzeptablen Vorschlag vorgelegt, der zu einer 
Einigung führte. 
Grundlage bleibt der Gesetzentwurf, mit dem das 
Volksbegehren der Initiative im Februar erfolgreich 
war. Der Kompromiss sieht im Wesentlichen vor, 
dass auf der Landesliste nicht nur Personen, son-
dern auch reine Parteistimmen abgegeben wer-
den können. Dieses Bürgerschaftswahlrecht wird 
1:1 auf die Wahlen für die Bezirksversammlungen 
übertragen. Durch eine Verfassungsänderung wird 
eine Schutzklausel eingeführt, damit in Zukunft 
keine Partei mehr im Alleingang das Wahlrecht än-
dern kann. Damit in Sachen Wahlrecht nichts mehr 
schief geht, wird Mehr Demokratie vorsorglich den 
Volksentscheid für den Tag der Bundestagswahl 
anmelden. Sobald das Wahlrecht in trockenen Tü-
chern ist, wird die Initiative den Volksentscheid zu-
rückziehen.

Berlin/Brandenburg
Am 26. April fand in Berlin der zweite Volksent-
scheid statt. Das Anliegen der Initiative Pro Reli 
scheiterte nicht wie beim ersten Volksentscheid nur 
am Zustimmungsquorum, sondern an einer knap-
pen Mehrheit, die dagegen stimmte (Seite 17). Aus 
Angst vor dem Ergebnis legte die SPD den Abstim-
mungstermin nicht mit der Europawahl zusammen. 
In Brandenburg hat Mehr Demokratie am 31. März 
einen Aufruf für die Einführung der freien Unter-
schriftensammlung gestartet. Die Unterschriften für 
den Aufruf sollen nach der Landtagswahl den Koali-
tionspartnern übergeben werden.
(http://bb.mehr-demokratie.de/aufruf_branden-
burg.html)

Sachsen
Die Litfaßsäule, das Symbol für freie Meinungsäu-
ßerung, das Kurt Masur 1989 vor dem Gewandhaus 
in Leipzig hat aufstellen lassen, erlebte in der Nähe 
des historischen Ortes auf dem Augustusplatz eine 
Neuauflage. Die Säule wird auch heute von vielen 
beachtet und geschätzt: Seit dem 11.4.09, als sie im 
Rahmen des Ostermarsches der Bevölkerung über-
geben wurde, haben sich viele Informationen und 
Meinungen dort widergespiegelt, die in der Tages-

presse keinen Platz finden. Am 6.5.09 trafen sich in 
Chemnitz zehn Bürger auf Einladung von Mehr De-
mokratie e.V. Sachsen, um eine Regionalgruppe zu 
gründen. Das nächste Treffen ist für den 10.7.09 im 
„Yesterday“ des Europarks vorgesehen. 

Bremen/Niedersachsen
Seit zwei Jahren arbeiten die Abgeordneten im Land 
Bremen an einer Reform der Volksgesetzgebung. 
Die dritte und entscheidende Lesung findet nach 
Redaktionsschluss dieser Zeitschrift voraussicht-
lich Mitte Juni statt. Ein Erfolg ist bereits sicher: Die 
Fünf-Prozent-Klausel in Bremerhaven darf nicht wie-
der eingeführt werden. So entschied der Staatsge-
richtshof in einem Urteil Mitte Mai. Eine Änderung 
am Auszählverfahren des neuen Wahlrechts wird 
derzeit diskutiert. Mehr Demokratie lehnt diese Än-
derung ab. Im August werden hierzu zwei Gutachten 
erwartet. (http://bremen-nds.mehr-demokratie.
de/reformausschuss.html)

Nordrhein-Westfalen
1. Zukunftskommission für Volksentscheide
Eine beim nordrhein-westfälischen Ministerprä-
sidenten Jürgen Rüttgers angesiedelte „Zukunfts-
kommission“ hat sich im April für die Stärkung der 
Direkten Demokratie ausgesprochen. Sie fordert 
mehr Bürgerbeteiligung in NRW und die Einführung 
des bundesweiten Volksentscheids.
(www.nrw.mehr-demokratie.de/zukunft.html)

2. Aktion Wahlhelfer
Über Demokratiefragen bei Wahlen gab es in die-
sem Jahr heftige politische Auseinandersetzungen, 
die bis vor den Verfassungsgerichtshof des Landes 
getragen wurden. Um neben Vorschlägen für mehr 
Demokratie beim Wählen einen positiven Kont-
rapunkt zu setzen, haben wir im April die „Aktion 
Wahlhelfer“ gestartet. Dieses Jahr gibt es in NRW 
vier Wahlen. Über unsere Internetseite werben wir 
Wahlhelfer. Bisher haben sich fast 100 Wahlhelfer 
gemeldet. Die Aktion läuft noch bis zur Landtags-
wahl 2010. Machen Sie mit.
(www.nrw.mehr-demokratie.de/wahlhelfer.html)

3. Wahl „U18“
Am 18. September 2009, also neun Tage vor der 
Bundestagswahl, können bei der Jugendwahl U18 
bundesweit alle Kinder und Jugendlichen wählen. 
Ziel von U18 ist es, möglichst viele Kinder und Ju-
gendliche dauerhaft für Politik zu begeistern. Mehr 
Demokratie unterstützt die bundesweite Kampagne 
in NRW.
(www.nrw.mehr-demokratie.de/u18.html)

Telegramm
Neues aus den Bundesländern
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Ende März traf sich Mehr Demokratie in Nürtingen 
mit Vertretern einiger Bürgerinitiativen, die in den 
letzten Jahren ein Bürgerbegehren durchgeführt 
haben oder gerade dabei sind. In dem eintägigen 
Workshop tauschten sich die Teilnehmer unterei-
nander und mit Mehr Demokratie über ihre Erfah-
rungen aus. Die Vertreter der laufenden Verfahren 
konnten anstehende Fragen und Schwierigkeiten 
besprechen. Von dem „know-how“ - Transfer profi-
tierte gerade auch der Landesverband, der auf die-
se Weise viel über die Praxis erfuhr.
Initiator des Treffens war Professor Dr. Roland Geit-
mann von der Hochschule für öffentliche Verwaltung 
in Kehl, der die Erfahrungen der Bürgerinitiativen 
für die Ausbildung künftiger Kommunalbeschäftig-
ter nutzbar machen will. Fünf Initiativen aus Vaihin-
gen /Enz, Nürtingen, Backnang, Stuttgart und Hei-
delberg stellten ihre Anliegen und Ihre Erfahrungen 
mit dem Mitwirkungsinstrument Bürgerbegehren 
vor.
Bemerkenswert war, welchen Nutzen der Heidel-
berger Stadtteil Emmertsgrund aus dem Bürgerent-
scheid gegen den Verkauf der städtischen Woh-
nungen gezogen hat. Der Stadtteil ist aus seinem 
„Dornröschenschlaf“ erwacht. Die Bewohner enga-
gieren sich mehr und es fließen mehr kommunale 
Gelder dorthin. 

Auch die Vaihinger Bürgerinitiative konnte von 
dem Workshop profitieren. Sie will eine stillgeleg-
te Bahnstrecke in einen Fahrradweg umwandeln. 
Für den Fahrradweg, der für viele Schulkinder ei-
nen sicheren Schulweg schaffen würde, stellte ein 
Bauingenieur eine durchgerechnete Planung mit 
Kostendeckungsvorschlag vor. Die Vaihinger Ver-
treter, die innerhalb von zwei Wochen über 2000 
Unterschriften sammelten, tauschten sich mit den 
anderen Teilnehmern über das Vorgehen bei der 
Unterschriftenübergabe aus und diskutierten über 
die bisherigen und folgenden Verhandlungen mit 
der Gemeindeverwaltung. 
Neben den Positivbeispielen für bürgerschaftliches 
Engagement wurden aber auch die rechtlichen Fall-
gruben für Bürgerbegehren in Baden-Württemberg 
angesprochen. Der Ausschluss von Bürgerentschei-
den über Bauleitpläne, die Sechs-Wochen-Frist für 
Begehren gegen Gemeinderatsbeschlüsse und der 
vorgeschriebene Kostendeckungsvorschlag be-
hindern die Beteiligung der Bürger im Land. Völlig 
unnötig, meint Geitmann und verweist auf Bundes-
länder wie Bayern, Hamburg und Berlin. Mehr De-
mokratie wird auch im nächsten Jahr ein ähnliches 
Treffen organisieren.

Christian Büttner arbeitet für den Landesverband Baden-
Württemberg von Mehr Demokratie.

Wenn Bürger begehren
Erstes Vernetzungstreffen von Bürgerbegehrensinitiativen in Baden-Württemberg

Von Christian Büttner, Stuttgart

Treffen von Bürgerinitiativen und Mehr Demokratie in Baden-Württemberg 
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Horizonte erfahren
Der OMNIBUS für Direkte Demokratie unterwegs in Südost-Europa

Eine Tour von über 8000 km zu organisieren, ist 
schon ein kleines Abenteuer – das große Abenteuer 
beginnt im September 2009, wenn der OMNIBUS 
und Mehr Demokratie eine zweimonatige Reise 
durch Südosteuropa antreten. Kommen Sie doch 
mit...
Es ist Montagmorgen, der bisher heißeste Tag des 
Jahres und wir brechen in aller Frühe in München 
auf. Unsere Ziele in dieser Woche sind Ljubljana, 
Zagreb, Sarajevo, Belgrad und Budapest. Bis Sams-
tag werden wir 2500 km mit dem Auto zurückgelegt 
haben, neun Grenzposten passieren, jeden Tag eine 
andere Währung in den Händen halten. Vor allem 
aber sammeln wir wertvolle Eindrücke in dieser tur-
bulenten Woche, erleben im Zeitraffer Landschaf-
ten, Geschichte und Menschen – eine andere Welt.
Wunderschöne Serpentinen-Straßen durch die 
Berglandschaften Bosnien und Herzegowinas, das 
kroatisch-serbische Grenzgebiet mit deutlichen 
Narben des Krieges, die sich als Landminen-War-
nungen oder auch in den Häuser-Ruinen am Stra-
ßenrand manifestieren. Die sozialistisch geprägte 
Architektur Belgrads, die Minarette Sarajevos, die 
unzähligen Friedhöfe. Brigitte Krenkers und ich 
unternehmen diese Reise, um unsere Partner und 
Mitorganisatoren, die Goethe-Institute, in den ein-
zelnen Städten kennen zu lernen und uns über den 
Stand der Planungen vor Ort auszutauschen. Einer 

Einladung vom Goethe-Institut Athen haben sich 
inzwischen 12 weitere Städte und Goethe-Institute 
angeschlossen. Der OMNIBUS wird vom 7. Septem-
ber bis 13. November unterwegs sein. Jede Stadt ar-
beitet momentan ein individuelles Programm aus. 
Ein Aktionstag in der Innenstadt und eine Veranstal-
tung am Abend bilden jeweils den Rahmen. In Athen 
und Istanbul sind Konferenzen geplant. In Sarajevo 
besuchen wir eine Schule, Susanne Socher bereitet 
zusammen mit dem Goethe-Institut ein Unterrichts-
konzept vor, das die Demokratiefrage im Dialog mit 
den Schülerinnen und Schülern behandeln soll. 
Ralf-Uwe Beck gestaltet (während des Ramadan!) 
eine Abendveranstaltung in Sarajevo. Einer Stadt, 
die eine Reise und einen Blick über die Schlagzeilen 
des Krieges hinweg wert ist.
In Zagreb gibt es spannende Planungen im Zusam-
menhang mit der Studentenbewegung, die sich dort 
aus Protesten gegen die Einführung von Studienge-
bühren und Korruptionsfällen an den Hochschulen 
formiert hat. Das Thema freie Bildung hat, zum ers-
ten Mal seit Jahrzehnten, die Menschen in Kroatien 
zu öffentlichen Demonstrationen auf die Straßen 
gebracht. Im studentischen Kulturzentrum ist eine 
Podiumsdiskussion mit Johannes Stüttgen und Stu-
denten geplant, eine Galerie auf dem Gelände wird 
parallel eine Ausstellung mit Beuys-Plakaten und Vi-
deos eröffnen. In Budapest wird es voraussichtlich 

Von Maxie Zurmühlen, München

Ljubljana  Zagreb  Sarajevo  Sofia  Skopje   Thessaloniki  Delphi  Athen  Leptokaria

Der OMNIBUS für Direkte Demokratie. Foto: Jan Hagelstein



23

Europa

Zeitschrift für Direkte Demokratie ● Nr.82 ● 2/09

zu einem Gespräch zwischen dem amtierenden Staatspräsidenten 
László Sólyóm und Gerald Häfner kommen. Außerdem hoffen wir auf 
Unterstützung unseres Aktionstages durch die Theatergruppe Kreta-
kör, die sich angesichts der schwierigen politischen Lage Ungarns in 
den letzten Monaten auf Aktionen im öffentlichen Raum konzentriert. 
Belgrad bietet mit der Universität der Künste einen weiteren interes-
santen Partner. Zoran Gavric, ein Kenner der Arbeit Joseph Beuys`, 
wird hier mit Johannes Stüttgen zusammentreffen.
Nach einer Woche kommen wir wohlbehalten wieder in München an. 
Jetzt ist viel zu tun: Details sind zu klären, die Materialien für die Reise 
müssen übersetzt, Flüge gebucht und Dolmetscher gefunden werden. 
Was bleibt, ist eine Vorfreude, die genährt ist durch erste Impressio-
nen dessen, was uns auf dieser Reise erwarten wird. 
 
Hiermit laden wir Sie herzlich ein

Besuchen Sie uns an den einzelnen Stationen, folgen Sie dem OMNI-
BUS auf einem Stück des Weges, verbringen Sie eine Woche in Istan-
bul oder Athen. Begeben Sie sich mit uns auf eine Reise, die unser al-
ler Vorstellungen durcheinander wirbeln, die Begegnung, Austausch, 
Vernetzung und das Überprüfen der eigenen Standpunkte mit sich 
bringen wird.

Wenn Sie Fragen zu Terminen/Buchung/Flügen/Unterkünften haben, 
wenden Sie sich bitte an Ramona Pump: ramona.pump@mehr-demo-
kratie.de oder 089-8211774. Mehr Informationen zur Tour finden Sie 
online unter: www.democracy-in-motion.eu

Ljubljana  Zagreb  Sarajevo  Sofia  Skopje   Thessaloniki  Delphi  Athen  Leptokaria

09.09.-10.09. Ljubljana

11.09.-12.09. Zagreb

14.09.-15.09. Sarajevo

17.09.-20.09. Sofia

20.09.-23.09. Skopje

24.09.-26.09. Thessaloniki

27.09.-28.09. Delphi

29.09.-08.10. Athen

(Konferenz)

10.10.-14.10. Leptokaria

15.10.-18.10. Thessaloniki

21.10.-25.10. Istanbul

(Konferenz)

28.10.-31.11. Bukarest

02.11.-04.11. Belgrad

05.11.-07.11. Budapest

08.11.-10.11. Bratislava

11.11.-12.11. Wien

14.11. München

Frühling vor der Hagia Sofia in Istanbul. Foto: Michael von der Lohe
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Erkenne dich selbst – bestimme dich selbst

Kam aus der Antike der Ausspruch „Mensch erkenne 
dich selbst!“ steht diesem heute „Mensch bestim-
me dich selbst“ als Motto unserer Zeit gegenüber.  
Dieses Spannungsfeld greift die Südosteuropa-Tour 
durch 12 Stationen im Herbst 2009 auf. Der OMNI-
BUS für Direkte Demokratie wird die Region auf der 
Suche nach Trennendem und Verbindendem, Fragen 
und Antworten, Fremdem und Vertrautem durchque-
ren. „Die Geburt der Demokratie aus der Kunst – da-
mals und heute“ bildet den thematischen Kern der 
beiden größeren Aufenthalte in Athen und Istanbul. 
Geschichtlich gesehen, war es das antike Griechen-
land, das als erstes die Demokratie hervorbrachte. 
Wenn auch nicht alle Bevölkerungsschichten zum 

demokratischen Volk zählten, so waren es doch im-
merhin 30.000  Menschen, die in Athen auf der Pnyx 
politische Entscheidungen per Handzeichen trafen. 
Seit dieser Zeit, also seit dem 5. Jahrhundert vor 
Christus, zieht sich die Demokratie in unterschied-
lichsten Formen durch die Weltgeschichte. Ein we-
sentliches Merkmal der Demokratie ist, dass sie 
sich permanent weiterentwickelt und kein starres 
Gebilde ist. Heute ist die Demokratie die am wei-
testen verbreitete Staatsform. Je demokratischer 
ein Staat ist, desto geringer scheinen Hungersnöte, 
Korruption und kriegerische Konflikte. Dieser Zu-
sammenhang beschäftigt die Wissenschaft genau-
so, wie alle passionierten Demokraten.  

Von Claudine Nierth, Hamburg

Thessaloniki  Istanbul  Bukarest  Belgrad    Budapest  Bratislava  Wien  München

Johannes Stüttgen und Claudine Nierth vor der Akropolis. Foto: Michael von der Lohe
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Während die Demokratieentwicklung aus der Kul-
tur der Antike hervorging, wurde sie u.a. durch den 
Kulturimpuls von Joseph Beuys, der erstmalig seine 
„Organisation für direkte Demokratie“ 1972 auf der 
documenta 5 in Kassel ausstellte, belebt. 
 
„Die Kunst ist nach meiner Meinung die einzige 
evolutionäre Kraft. Das heißt, nur aus der Kreativität 
des Menschen heraus können sich die Verhältnis-
se ändern.(...) Wenn nicht die Revolution zuerst im 
Menschen geschieht, scheitert jede äußere Revolu-
tion. Der Mensch muss den Innenraum erobern. Die 
Kunst jedenfalls spricht immer den einzelnen freien, 
kreativen Menschen an.“ (Joseph Beuys)

Ob wir unseren individuellen Lebensweg betrach-
ten, unsere Lebensformen oder unser gesellschaft-
liches Zusammenleben – letztendlich sind wir im-
mer Suchende in einem Gestaltungsprozess nach  
Stimmigkeit, nach dem „richtigen“ Weg, nach der 
guten Form. Beuys ging es um die Gestaltung einer 
sozialen Skulptur, die unser gesellschaftliches Ge-
samtgefüge umfasst, an der jeder einzelne beteiligt 
ist und sie mit hervorbringt. In diesem Sinne ver-
stand er jeden Menschen als Künstler, als Teilha-

ber und Mitgestalter aller Lebenszusammenhänge. 
Unter diesem Blickwinkel entstehen viele Fragen an 
die Kunst und die Demokratie. Aus Interesse an die-
sen Fragen sprach das Goethe-Institut Athen seine 
Einladung an den OMNIBUS und Mehr Demokratie 
aus. Es haben sich die Institute in Ljubljana, Zag-
reb, Sarajevo, Sofia, Skopje, Thessaloniki, Istanbul, 
Bukarest, Belgrad und Budapest angeschlossen 
und zusammen mit lokalen Partnern werden Ver-
anstaltungen und Aktionen an all diesen Stationen 
stattfinden. Die Tour ist eine Anregung, sich mit 
diesen Gedanken auseinander zu setzen und bie-
tet Aktionstage in den Innenstädten, Workshops 
an Schulen, Abendveranstaltungen mit Referenten, 
Baumpflanzaktionen sowie Seminare am Bus. 
In Athen und Thessaloniki wird der OMNIBUS die  
Biennalen besuchen. Darüber hinaus sind zweitä-
gige Tagungskonferenzen geplant und ein Athener 
Gespräch u.a. mit  Johannes Stüttgen, dem Histo-
riker Christian Meier, Oskar Negt, Philosoph und 
Schüler Adornos und Habermas´, sowie dem Kunst-
historiker Bazon Brock.

Claudine Nierth studierte Kunst mit dem Schwerpunkt Tanz-
theater und Bühnenkunst (Eurythmie). Sie ist Mitglied und 
Sprecherin des Bundesvorstandes von Mehr Demokratie.

Thessaloniki  Istanbul  Bukarest  Belgrad    Budapest  Bratislava  Wien  München

Das Dionysostheater in Athen – Bild für den Ursprung der Demokratie aus der Kunst. Foto: Michael von der Lohe
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Europawahlen
Schwache Wahlbeteiligung entspricht schwachem Wählereinfluss. 
Warum auch ein starkes EU-Parlament auf Wähler kaum einladend wirkt.

Was von Umfragen lange vorhergesagt wurde, hat 
sich am Sonntag, den 7. Juni bestätigt: Die Wahlbe-
teiligung der Deutschen bei den Europawahlen sta-
gniert weiter bei nur 43 Prozent. Der Abwärtstrend 
hält seit der ersten Europawahl 1979 an. Damals lag 
die Wahlbeteiligung noch bei 66 Prozent. Als Erklä-
rung identifiziert die Wahlforschung vor allem drei 
Gründe: allgemeines Desinteresse an (europa-)po-
litischen Themen, geringer Informationsstand, so-
wie die Einschätzung des Europäischen Parlaments 
(EP) als zu wenig einflussreich1. 
Der letztere Befund wird durch eine aktuelle Forsa-
Umfrage im Auftrag von Mehr Demokratie bestätigt 
(siehe Kasten). Das Bild vom EP als einer schwa-
chen Institution hatte das Parlament mit einer PR-
Kampagne zu zerstreuen versucht. Dort hieß es, 
die Bedeutung des EP folge einem ungebrochenen 
Aufwärtstrend, die Bürger gewönnen also immer 
mehr Macht in Brüssel. Der parallele Abwärtstrend 
der Wahlbeteiligung gilt vielen Abgeordneten als 
widersinniges Bürgerverhalten. Das Paradox löst 
sich jedoch auf, wenn man zwei Sichtweisen auf 
das EP unterscheidet: Aus der Sicht der Abgeord-
neten ist das EP ein EU-Organ, das mit dem bisher 
mächtigsten EU-Organ, dem Europäischen Rat, um 
das letzte Wort in der Gesetzgebung konkurriert. 
Hier hat das EP tatsächlich hinzu gewonnen. Doch 
genügt dieser Machtzuwachs als Wahlmotivation? 
Kaum, denn für den einzelnen Wähler ist der gestie-
gene Einfluss des EP gegenüber dem Rat erst dann 

1 Literatur: Ulrike Hegewald & Lars Schmitt (2009). Die 
Deutschen vor der Europawahl 2009. APuZ, 23-24, S. 10-17.

bedeutsam, wenn die von ihm bevorzugte Politik 
sich wahrnehmbar behaupten oder auch scheitern 
kann. Aus dieser zweiten Perspektive, der des Wäh-
lers, bleibt der politische Einfluss der Bürger auf die 
EU nach wie vor schwach. Ohne Initiativrecht des EP 
und ohne auf Wahlentscheidungen zurückgehende 
Regierung bleibt die Europawahl in den Augen der 
Bürger folgen- und damit reizlos. Desinteresse und 
geringer Informationsstand sind ein weiteres Ergeb-
nis dieser Folgenlosigkeit. In die Wahlbeteiligung 
jedoch ein Bekenntnis zur europäischen Einigung 
an sich hinein zu interpretieren und daraus eine 
moralische Beteiligungspflicht abzuleiten, wäre 
unangemessen. Denn es ist ein Unterschied, sich 
nicht zu Europa bekennen zu wollen oder ein Par-
lament nicht wählen zu wollen, das als wirkungslos 
empfunden wird. 
Das EP ist kein vollwertiges Parlament, was sich in 
der Wahlbeteiligung spiegelt. Daraus lassen sich 
zwar nicht unmittelbar Maßnahmen der Demokra-
tisierung ableiten, denn eine schlichte Aufwertung 
des EP bedeutet nicht automatisch eine insgesamt 
demokratischere EU. Wohl aber lässt sich schluss-
folgern: Auch noch so aufwändige Kampagnen wer-
den die Wahlbeteiligung nicht in die Höhe treiben. 
Hoffnung besteht allein darin, den Bürgern mehr 
Entscheidungsmacht zuzugestehen. Bis dies er-
reicht ist, mögen 43 Prozent Wahlbeteiligung recht 
angemessen erscheinen.

Dr. Percy Vogel ist Mitglied des Bundesvorstandes von Mehr 
Demokratie, Mitautor des Buches „Europa: nicht ohne uns!“ 
(Seite 25) und hat sich an der Europawahl beteiligt.

Von Dr. Percy Vogel, Berlin

Forsa-Umfrage: Deutsche sehen geringen Einfluss auf EU-Politik

Unmittelbar vor der Europawahl wurden 1004 Personen ab 18 Jahre gefragt, wie sie den Einfluss der Wähler 
auf die Politikrichtung einschätzen. Im Fall der Bundestagwahlen sahen 41 Prozent eine starke Einfluss-
möglichkeit, für die Europawahlen jedoch nur 19 Prozent. Diese Unterschiede in der Einschätzung spiegeln 
sich scheinbar in den Wahlbeteiligungen der Deutschen wieder, die bei den Bundestagswahlen 2005 bei 
78 Prozent lag, bei den Europawahlen 2004 jedoch nur bei 43 Prozent und im Jahr 2009 bei 43,3 Prozent.

Was meinen Sie? Können die Wähler in Deutschland/Europa mit ihrer Wahlentscheidung Einfluss auf die 
Richtung der Politik in Deutschland/Europa nehmen?

starken Einfluss wenig Einfluss keinen Einfluss

Bundestagswahl 41 Prozent 47 Prozent 11 Prozent

Europawahl 19 Prozent 63 Prozent 17 Prozent

Fehlende zu 100 Prozent gaben die Antwort “weiß nicht”.
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CSU: Volksabstimmung zu EU-Themen
Interview mit Thomas Silberhorn, europa- und außenpolitischer Sprecher der CSU-Landes-
gruppe im Deutschen Bundestag

Warum fordert die CSU als Partei nur zu EU-Themen 
bundesweite Volksabstimmungen und nicht gene-
rell Volksabstimmungen auf Bundesebene?
Unser Vorschlag ist, europäische Verträge zusätz-
lich zur Zustimmung in Bundestag und Bundesrat 
einer Volksabstimmung zu unterwerfen, weil diese 
Verträge nicht mehr einseitig in Deutschland geän-
dert werden können. Die repräsentative Demokratie 
setzt voraus, dass die Wähler nach Ablauf der Wahl-
periode die Gelegenheit haben, ihre Wahlentschei-
dung zu verändern. Dort, wo der Wähler nicht mehr 
verändern kann, stößt die repräsentative Demokra-
tie an Grenzen. Plebiszitäre Elemente sind geboten, 
um diese Lücke zu schließen.  Weil  europäische Ver-
träge nicht einseitig revidierbar sind, sind sie sub-
stantiell anders zu beurteilen als Fragen der Bun-
desgesetzgebung, wo der Wähler bei der nächsten 
Wahl eine andere Entscheidung treffen kann.

Wie ist die Stimmung in der CSU zu bundesweiten 
Volksentscheiden über EU-Themen?
Der Vorschlag ist im Parteivorstand einstimmig und 
vom Parteitag mit dem Europawahlprogramm nahe-
zu einstimmig verabschiedet worden. In der CSU-
Landesgruppe gab es durchaus prominenten Wi-
derspruch. Aber das ist auch nicht verwunderlich. 
Wir haben hier eine spürbare programmatische 
Veränderung vorgenommen. Das geht nicht ohne 
Auseinandersetzungen. 

Bekommen Sie auch vereinzelte Unterstützung aus 
der CDU?
Die CDU hat sich klar gegen Volksabstimmungen zu 
europäischen Fragen positioniert. Die Begründun-
gen überzeugen mich nicht.  

Sehen sie eine Chance, das Thema nach der Bun-
destagswahl in den Koalitionsvereinbarungen zu 
verankern, falls Sie daran beteiligt sind?
Ich will jetzt nicht spekulieren, wie realistisch es ist, 
bis zum Oktober einen Stimmungsumschwung in 
der CDU zu bewirken. Aber unsererseits bleibt das 
Thema auf der Tagesordnung. Und so, wie wir uns in 
der CSU jetzt verändert haben, so müssen das an-
dere eben auch noch nachvollziehen, dafür werden 
wir weiter eintreten.

Ist diese Veränderung in der CSU dem Europawahl-
kampf geschuldet?
Nein, ich vertrete das seit Jahren und bin sehr froh, 
dass ich mich mit meinen Vorstellungen weitgehend 
durchsetzen konnte und dass mittlerweile viele die-
se Vorstellungen teilen. Wir haben einen ähnlichen 
Prozess bei Bürgerentscheiden in Bayern durch-
laufen, wo erst viele abgelehnt haben und dieses 
Instrument heute etabliert ist. Die Bürger machen 
verantwortungsvoll davon Gebrauch. Mir ist wich-
tig, dass man jetzt den nächsten Schritt bei euro-
päischen Fragen geht. Obwohl eines der scharfen 
Argumente dagegen lautet, dass Volksabstimmun-
gen zu EU-Themen missbraucht werden können, für 
andere politische Zwecke. Leider gibt es auch Bei-
spiele dafür, etwa in Irland. Es wird nicht einfach, 
eine Mehrheit dafür zu bekommen. 
Aber am Ende steht die Überzeugung, dass die eu-
ropäische Integration nur dann gelingt, wenn die 
Bürger sie mittragen. Deswegen müssen die Bür-
ger mit entscheiden dürfen. Man muss sich auch 
die Frage stellen, was passiert, wenn europäische 
Verträge Artikel 1 (Menschenwürde) und 20 (demo-
kratischer Rechts-, Sozial- und Bundesstaat) des 
Grundgesetzes berühren. Sie sind durch Artikel 79, 
Absatz 3, die sogenannte Ewigkeitsklausel, gegen 
jede Veränderung geschützt. Wäre dann nicht, wenn 
überhaupt, das Volk, also der Souverän, die einzige 
Instanz, die darüber beschließen könnte?  

Warum engagieren Sie sich für mehr Direkte Demo-
kratie?
Mich bewegt in der Politik generell, dass ich mich 
nicht nur ärgern möchte über Dinge, die mir nicht 
gefallen, sondern dass ich mitgestalten möchte. 
Und ich stelle fest, dass das vielen Bürgern genauso 
geht, die nicht hauptberuflich Politik betreiben wol-
len. Deshalb sind plebiszitäre Elemente für mich ein 
ganz wichtiges Element der Mitgestaltung und am 
Ende auch der Akzeptanz von politischen Entschei-
dungen. Ich glaube, dass die Zufriedenheit mit der 
Politik auch höher wäre, wenn das gelegentlich bei 
den Bürgern vorhandene Gefühl des Ausgeliefert-
seins, der Ohnmacht gegenüber dem politischen 
Betrieb, aufgebrochen würde, sie also bei wichti-
gen Fragen mit entscheiden dürften.  

Von Lynn Gogolin, Berlin

Die CSU hatte im Europawahlkampf verstärkt auf das Thema „Volksabstimmungen über EU-Fragen“ ge-
setzt. CSU-Chef Horst Seehofer ging sogar noch weiter als seine Partei und sprach sich zuletzt für Plebiszite 
auf Bundesebene aus (Seite 5). Was ist dran am neuen Bekenntnis für mehr Bürgerbeteiligung? Zu Volksab-
stimmungen über EU-Fragen ein Interview mit dem Europaexperten der CSU, Thomas Silberhorn.
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Wer kennt nicht die Totschlagargumente gegen die 
Schweiz, die häufig auch im Zuge von Debatten um 
Direkte Demokratie aus dem Hut gezaubert wer-
den: Durch das Schweizer Bankgeheimnis würden 
Verbrecher und Kriminelle aus der ganzen Welt ihr 
Geld reinwaschen, die Schweiz sei eine Steueroase 
und unternehme nichts gegen Steuerhinterziehung. 
Auch Finanzminister Peer Steinbrück (SPD) hat sich 
unlängst sehr undiplomatisch geäußert und Län-
dern wie der Schweiz mit der Kavallerie gedroht.

Eine Reform der Schweizer Steuerpolitik zeichnet 
sich derweil ab, allerdings weniger aufgrund der 
Wild-West-Rhetorik unseres Finanzministers, als 
vielmehr durch Direkte Demokratie. Im Februar 
stimmten 52,9 Prozent der Züricher einer Volksini-
tiative zur Abschaffung der so genannten Pauschal-
besteuerung im Kanton zu. Vermögende Ausländer, 

die in der Schweiz nicht arbeiten, mussten bisher 
nur die Höhe ihres Aufwandes, etwa für Instandhal-
tung der Villa, besteuern. Ab 2010 werden sie wie 
jeder Schweizer nach Vermögen und Einkommen 
veranlagt und dadurch erheblich mehr Steuern zah-
len. In Zürich haben bislang 137 Personen von der 
Pauschalbesteuerung profitiert, darunter auch der 
Milchbaron Theo Müller, der nun einen Umzug in 
einen anderen Kanton erwägt.

Eingeführt wurde die Pauschalbesteuerung in den 
1930ern, als sich rund um den Genfer See immer 
mehr reiche Ausländer im Rentenalter niederließen. 
Ab 1952 profitierte auch Charlie Chaplin von der Re-
gelung. Eine Pauschalbesteuerung vermögender 
Ausländer gibt es auch auf der Schweizer Bundes-
ebene in Bezug auf die direkte Bundessteuer.

Die Entscheidung in Zürich könnte Sig-
nalwirkung haben. So arbeitet bereits die 
Finanzdirektorenkonferenz der Kantone 
an Reformen des Systems; in manchen 
Kantonen sind zudem Volksinitiativen zur 
Abschaffung denkbar. Und Teile der kon-
servativen Christlichen Volkspartei (CVP) 
setzen sich sogar für die schweizweite 
Abschaffung der Pauschalbesteuerung 
ein. Wie auch immer die Debatte ausge-
hen mag: Der Zürcher Volksentscheid ist 
ein gutes Beispiel dafür, wie Reformen, 
mit denen das politische Establishment 
nicht einverstanden ist und die lange Zeit 
für undenkbar galten, durch Direkte De-
mokratie durchgesetzt werden können. 
Selbst in der Schweiz.

Dr. Michael Efler, Volkswirt und Sozialökonom, 
ist Mitglied des Bundesvorstandes und  des Lan-
desvorstandes Berlin/Brandenburg von Mehr 
Demokratie. 

Steueroase schließt
Zürich schafft Steuerprivilegien durch Volksentscheid ab

Von Dr. Michael Efler, Berlin

Die Niedrigbesteuerung reicher Ausländer in Zürich wird beendet. Durch Volksentscheid werden Steuer-
flüchtlinge dort in Zukunft keine Privilegien mehr genießen. Die Entscheidung könnte ein Umdenken in der 
Schweizer Steuerpolitik einleiten.

Als die Kavallerie tatsächlich kam...Ein Bild aus der Ausstellung: „Zürich 
1799: Eine Stadt erlebt den Krieg.“ Soldaten aus Frankreich, Österreich 
und Russland bekämpfen sich in und um Zürich.
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Bücher

Buchtipp – Europa nicht ohne uns
Neues Buch von Mehr Demokratie-Autoren

Europa: nicht ohne uns. Der Titel ist Programm. Im 
Zentrum dieser Analyse und kreativen Weiterent-
wicklung der  Europäischen Union steht der Bürger, 
den es stärker zu beteiligen gilt. In einem ersten 
Schritt wird der Ist-Zustand des supranationalen 
Gebildes betrachtet. Undemokratische Entschei-
dungsstrukturen und eine institutionalisierte Ferne 
zu den europäischen Bürgerinnen und Bürgern von 
Beginn an: Das vielgenannte Demokratiedefizit der 
Union tritt zu Tage. In einem zweiten Schritt bietet 
das Buch Lösungswege an, um strukturelle Defizite 
zu beheben und die EU auf diese Weise demokrati-
scher auszurichten.
Zur Analyse der EU werden in einer historischen Be-
trachtung die Etappen der europäischen Einigung 
und ihre Relevanz für die heute so bürgerferne Uni-
on vorgestellt. Besonderes Augenmerk gilt hierbei 
dem Zeitraum zwischen der Ausarbeitung eines eu-
ropäischen Verfassungsentwurfs durch den Europä-
ischen Konvent und der Krise, die durch die vorläufig 
gescheiterte Ratifikation des Vertrags von Lissabon 

ausgelöst wurde. Zum jetzigen Patt der Union ha-
ben auch die Verteilung der Kompetenzen zwischen 
der EU und den Mitgliedsstaaten, der Aufbau der 
EU-Organe und die gängige EU-Regierungspraxis 
beigetragen. Doch bei dieser eingehenden Analyse 
bleiben die Autoren nicht stehen. Sie entwickeln Al-
ternativen, zeigen einen  Ausweg aus der jetzigen 
Situation auf – durch 
eine konsequente und 
gut organisierte Betei-
ligung der Menschen 
an der Europäischen 
Union.

Von Markus Buchheim, Berlin

„Der Rechtsstaat wird abgewickelt und der autori-
täre Sicherheitsstaat ausgebaut – mit dem politi-
schen Mandat jener, die sich als Verteidiger einer 
freiheitlichen Demokratie ausgeben.“ Mit dieser 
pointierten These wird die Leserschaft gleich zu 
Beginn konfrontiert und sie bleibt der rote Faden, 
der anhand zahlreicher Beispiele der jüngeren In-
nen- und Sozialpolitik in Deutschland und weiteren 
„etablierten“ Demokratien verfolgt wird. 
In der Argumentation zentral sind dafür die vorherr-
schenden wettbewerbsfixierten Wirtschaftsstruk-
turen, die außerparlamentarische Machtkonzen-
tration und  die lobbyistischen Mechanismen der 
Machtsicherung und -ausweitung. Mündige Bürge-
rInnen, die umfassend an der gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen und politischen Entwicklung auf 
demokratische Weise partizipieren (wollen), wer-
den dabei zunehmend als Störfaktor wahrgenom-
men. Zwar bleibt Demokratie als formales Struk-
turprinzip der modernen Staaten erhalten, aber ihr 

alltagsbezogener Wert wird in vielfacher Hinsicht 
untergraben. Der gegenwärtig als „Notstand“ der 
Demokratie bezeichnete Zustand gilt aber weder 
als Zufallsprodukt, noch führt er unausweichlich 
in eine postdemokratische Welt. Im letzten Kapi-
tel werden „Essentials einer neo-demokratischen 
Agenda“ formuliert und 
damit Alternativen und 
Auswege aufgezeigt.

Buchtipp – Notstand der Demokratie
Auf dem Weg in einen autoritären Kapitalismus?

Von Andreas Beck, Wuppertal

F.Deppe/H. Schmitthenner
/H.-J. Urban (Hrsg.): Not-
stand der Demokratie. Auf 
dem Weg in einen autoritä-
ren Kapitalismus? VSA-Ver-
lag, 120 Seiten,11,80 Euro. 
ISBN: 978-3-89965-283-3 
www.vsa-verlag.de

M. Efler/G. Häfner/R. Hu-
ber/ P. Vogel: Europa: nicht 
ohne uns! Abwege und Aus-
wege der Demokratie in der 
Europäischen Union. VSA-
Verlag, 160 Seiten, 9,80 
Euro. ISBN 978-3-89965-
360-1     www.vsa-verlag.de
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Aus guten Gründen gilt in Deutschland nicht das 
Mehrheitswahlrecht. Trotzdem wird es in politisch 
schwierigen Zeiten immer wieder gefordert. Dabei 
ist klar: Das Mehrheitswahlrecht würde der deut-
schen Demokratie schaden. Denn es sorgt dafür, 
dass große Parteien mehr und kleine Parteien we-
niger Sitze im Bundestag bekommen – und verzerrt 
damit den Wählerwillen. Nach einer Modellrech-
nung von Wahlrecht.de hätte die CDU/CSU sechs 
Mal eine verfassungsändernde Mehrheit bei Bun-
destagswahlen bekommen, obwohl sie teilweise 
nur 45 Prozent der Erststimmen erhielt.
Im „Superwahljahr 2009“ können die Bürgerinnen 
und Bürger in vielen Wahlen ihre Vertreter in den 
Gemeinden, Landtagen und im Bundestag wählen. 
Vereinzelt kann man nun wieder die Forderungen 
nach der Einführung des Mehrheitswahlrechts in 
Deutschland vernehmen. Dass diese Forderungen 
nicht neu sind, wird schnell klar. Schon in der Gro-
ßen Koalition (1966–1969) wurde das Mehrheits-
wahlrecht von der CDU/CSU gefordert, um den 
Einfluss der FDP als „Zünglein an der Waage“ zu 
brechen. Dieser Versuch scheiterte an der SPD, die 
den Avancen der FDP erlag und mit ihr koalierte. 
Erinnern wir uns an die hessische Landtagswahl 
2008 und die darauf folgenden Schwierigkeiten 
der Politiker, eine stabile Regierungsmehrheit zu 
bilden. Damals wurde ebenfalls gefordert, das 
Mehrheitswahlrecht einzuführen. Das Erstarken der 
Linkspartei zur fünften parlamentarischen Kraft in 
Deutschland löste diese Debatte maßgeblich mit 
aus. Mit dem Aufgreifen dieser Forderung durch 
den ehemaligen Bundespräsidenten Roman Herzog 
gelangte das Thema in die breite öffentliche Diskus-
sion.
In der sich anbahnenden wirtschaftlichen und so-
zialen Krise sorgen sich die Befürworter des Mehr
heitswahlrechts um die Handlungsfähigkeit der 
Regierungen. Die zunehmende „Zersplitterung“ 
im Fünfparteiensystem und der damit verbundene 
„Zwang zur Koalition“ seien die Probleme, die mit 
dem Mehrheitswahlrecht am besten gelöst werden 
könnten. Weiter wird argumentiert, dass in einem 
ausdifferenzierten Fünf-Parteien-System klare und 
notwendige Richtungsentscheidungen nicht mehr 
möglich sind. Neben der Sinnhaftigkeit eines sol-
chen „Durchregierens“ sei ebenfalls dahingestellt, 
ob ein Mehrheitswahlrecht wirklich einen solchen 
Effekt hätte oder ob es nicht ganz andere Bestand-
teile unseres politischen Systems sind (z.B. der 
Föderalismus), die das Treffen solcher Richtungs-
entscheidungen verhindern. Die Gründe, warum 
Mehr Demokratie ein Mehrheitswahlrecht ablehnt, 

ergeben sich aber vor allem aus den konkreten Aus-
wirkungen auf unsere Demokratie. Ein Mehrheits-
wahlrecht führt zu einer gravierenden Verzerrung 
der tatsächlichen Wahlergebnisse und damit der 
gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse. Es würde de 
facto zu einem Zwei-Parteien-System führen; Grü-
ne, Linke und FDP würden nahezu vollständig von 
der politischen Bildfläche verschwinden. Neue po-
litische Parteien hätten von vornherein keine Chan-
ce. Die sich seit Jahren ausdifferenzierende Partei-
envielfalt in Deutschland wäre in Gefahr. In einem 
Zwei-Parteien-System würde der immer heteroge-
nere Wählerwille nicht mehr in den Parlamenten ab-
gebildet. So wird nicht der „Politikverdrossenheit“ 
entgegen gewirkt. Sie wird sogar noch gefördert. In 
vielen Fällen würde bei einem Mehrheitswahlrecht 
eine Partei, die nur eine Minderheit der Wählerstim-
men bekommen hat, eine Mehrheit der Mandate er-
langen. 
Ist es wirklich die Angst vor der „Unregierbarkeit“, 
die die Verfechter des Mehrheitswahlrechts an-
treibt? Drückt sich in ihrem Wunsch nicht vielleicht 
vielmehr der Unwillen gegenüber mühsamen politi-
schen Kompromissen aus? Oder geht es im Grunde 
eher um die Sicherung des machtpolitischen Einflus
ses und die Ausschaltung politischer Konkurrenten? 
Mehr Demokratie wird sich jedenfalls Bestrebungen 
zur Einführung des Mehrheitswahlrechts energisch 
entgegenstellen. Auf der Mitgliederversammlung 
im Oktober 2008 wurde folgerichtig ein einstimmi-
ger Beschluss gegen die Einführung des Mehrheits-
wahlrechts – egal in welcher Form – gefasst.

Dr. Michael Efler, Volkswirt und Sozialökonom, ist Mitglied 
des Bundesvorstandes und  des Landesvorstandes Berlin/
Brandenburg von Mehr Demokratie. 

Mehrheitswahlrecht – ein Irrweg

Von Dr. Michael Efler, Berlin

Stark vereinfacht bedeutet das Mehrheitswahl-
recht, dass nur der Abgeordnete, der entweder 
die absolute oder die relative Mehrheit der ab-
gegeben Wählerstimmen in dem Wahlkreis er-
hält, in das Parlament einzieht. Alle anderen 
Stimmen, die auf unterlegene Kandidaten ent-
fallen, werden bei der Mandatsverteilung nicht 
berücksichtigt und spiegeln sich nicht in der Zu-
sammensetzung des Parlamentes wieder. Beim 
relativen Mehrheitswahlrecht genügt eine re
lative Mehrheit der abgegebenen Stimmen, um 
den Wahlkreis zu gewinnen. Im Gegensatz dazu 
kommt es beim absoluten Mehrheitswahlrecht, 
wenn kein Kandidat mehr als die Hälfte der Stim
men erhält, zu einer Stichwahl.   
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Das BVerfG hat am 3. März 2009 sein Urteil zu 
Wahlcomputern gefällt und die bisher eingesetzten 
NEDAP-Wahlcomputer verboten. Bereits der Einsatz 
der Wahlcomputer bei der Bundestagswahl 2005 
sei verfassungswidrig gewesen, so die Richter, da 
die Überprüfbarkeit der Stimmenzählung für die 
Wähler nicht gegeben war. 
Damit ist die Klage von Dr. Ulrich Wiesner (vgl. ZfDD 
3/2008) auf der ganzen Linie erfolgreich. Der Wahl-
vorgang müsse „ohne Fachkenntnisse“ nachvollzo-
gen werden können, meinen auch die Richter. Dies 
ist eine im Computerzeitalter höchst angemessene 
Aktualisierung des Öffentlichkeitsprinzips beim 
Wahl- und beim Auszählungsvorgang. Die Hürde für 
computergestütze Wahlen wird dadurch sehr hoch 
gehängt. Es ist gegenwärtig kein Computersystem 
bekannt, das sie überspringen kann.
Das Urteil liegt damit „im internationalen Trend“: 
Auch in Finnland erklärte der Oberste Verwaltungs-
gerichtshof am 10. April 2009 die im Jahr 2008 mit 
Hilfe von Wahlcomputern durchgeführten Regio-
nalwahlen für ungültig. Da es dort nachweislich zu 
Unregelmäßigkeiten gekommen war, müssen die 
Wahlen sogar wiederholt werden.

„Bingo Voting“ – neue Hoffnung oder altbekannte 
Technikverliebtheit?
Gleich nach der Urteilsverkündung wurde in der 
Presse jedoch schon das nächste eVoting-Verfahren 
(„Bingo Voting“) völlig unkritisch angepriesen (z.B. 
auf www.heute.de am Tag der Urteilsverkündung: 
„Mit ‚Bingo!‘ sicher wählen. Neue Hoffnungen für 
ungeliebte Wahlcomputer“). 
Ein Wahlcomputer ist aus Sicht des Wählers eine 
„black box“. „Input“ (= Stimmabgabe) und „Output“ 
(= Wahlergebnis) der Maschine sind dabei durch 
eine von außen nicht näher erkennbare Datenver-
arbeitung im Computer miteinander verknüpft. Was 
auf dem Weg von der Eingabe bis zur Ausgabe im In-
neren des Apparates passiert ist, ist für einen Laien 
nicht durchschaubar. In der jüngsten Zeit sind des-
halb verschiedene eVoting-Verfahren ins Gespräch 
gebracht worden, die das „black box“-Problem ge-
löst haben wollen. Beim vom „Institut für Krypto-
graphie und Sicherheit“ (IKS) an der Uni Karlsruhe 
entwickelten „Bingo Voting“ bekommt der Wähler 
seine Wahlentscheidungen in verschlüsselter Form 
auf einem Beleg quittiert. Alle diese verschlüssel-
ten Belege werden nach der Wahl auf riesigen Lis-
ten veröffentlicht, sodass jeder Wähler überprüfen 
kann, ob sein Beleg auch dabei ist, ohne dass an-

dere erkennen können, ob er überhaupt und wenn 
ja, wen er gewählt hat. Damit sei eine „end-to-end-
verification (E2E)“ gewährleistet, so die Entwickler 
vom IKS. 
Das Verfahren und die theoretischen Hintergründe 
sind äußerst komplex und an dieser Stelle nicht 
weiter vertiefbar. Wie die Veröffentlichung von ver-
schlüsselten Beleglisten dazu beitragen kann, dass 
Wahlen „ohne Fachkenntnisse“ überprüft werden 
können, hat sich mir allerdings nicht erschlossen. 
Der Wähler vergleicht lediglich, ob die Zufallszah-
len auf dem Bildschirm der Wahlmaschine und auf 
seinem Beleg gleich lauten. Nach der Wahl ver-
gleicht er, ob diese Zufallszahlen auf seinem Beleg 
und auf den veröffentlichten Listen ebenfalls gleich 
sind (wenn er sich überhaupt der Mühe unterziehen 
kann, aus tausenden von Zeilen mit Zufallszahlen 
„seine“ herauszusuchen!). Wie diese Zufallszahlen 
allerdings verarbeitet worden sind, weiß er nicht. 
Damit ist das „black box“-Problem also nicht ge-
löst.
Weitere Probleme wurden durch einen Praxistest 
bei der Wahl für das Studentenparlament der Uni 
Karlsruhe im Januar 2008 erkennbar, bei der „Bin-
go Voting“ mit zwei Wahlmaschinen getestet wurde. 
Der Wahlvorgang wurde dadurch, dass die ganzen 
Zahlencodes vom Wähler verglichen werden müs-
sen, deutlich verlängert. Während an den Papier-
urnen der Wahlvorgang allerhöchstens 5 Minuten 
dauerte, nahm die Benutzung der Wahlmaschinen 
bis zu 15 Minuten pro Wahlgang in Anspruch!  Es 
überrascht deshalb nicht, dass an der Karlsruher 
Uni die Geistes- und Sozialwissenschaftler der Pa-
pierwahl den Vorzug gaben. Lediglich bei den fach-
lich interessierten und vorgebildeten  Informatikern 
fand das System stärkeren Anklang. 
Wie sähe ein Wahlvorgang mit „Bingo Voting“ wohl 
bei einer Gemeinderatswahl in Baden-Württemberg 
aus, wo jeder Wähler so viele Stimmen hat wie Plät-
ze im Gemeinderat zu vergeben sind? Und was ma-
chen überhaupt sehbehinderte oder alte Menschen? 
Müssen die auf eine Verifizierung verzichten?
Demokratische Wahlverfahren müssen – im Gegen-
satz zu elektronischen Systemen im beruflichen 
oder Verbraucherbereich – allen Wählern und Wäh-
lerinnen offen stehen. Wir rufen deshalb nach wie 
vor dazu auf, dass Papierverfahren beizubehalten. 

Stefan Padberg ist Dipl.-Ing. für Informationstechnik, Web-
master für www.mehr-demokratie.de und arbeitet zur Zeit als 
Sozialarbeiter/Sozialtherapeut.

Karlsruhe und Helsinki stoppen Wahlcomputer
Keine Alternative zu Papierwahlen

Von Dipl.-Ing. Stefan Padberg, Wuppertal
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Es war wieder Not am Mann und an der Frau. Al-
len Beteiligten war klar: es wird diesmal beson-
ders knapp beim Volksbegehren für ein neues 
Wahlrecht in Hamburg, und es ist mit Sicherheit 
nur zu schaffen, wenn wieder viele Aktionsurlau-
ber in die Hansestadt kommen. Und sie kamen: 
130 Menschen, die insgesamt 650 Tage Unter-
schriften sammelten (innerhalb der Frist von 3 
Wochen). Die Organisation von An- und Abreise, 
Unterbringung im Aktionscamp oder bei Privat-
personen, Verpflegung, Sammlerschulungen, 
Einteilung zu den Sammelorten, Informations-
austausch, Mitwirkung bei der Öffentlichkeitsar-
beit mit Aktionen, Korrektur und Stempelung der 
Unterschriftenlisten und und und – war diesmal 
so aufwendig, dass wir zu viert damit beschäftigt 
waren: Ramona Pump, Silvia Angel, Christian Pü-
schel und ich. 

Und die Sammlerinnen und Sammler waren in 
Hochform. In den ersten Tagen lag das Sammel-
ergebnis bei 1000 Unterschriften pro Tag. Und im 
Laufe der drei Wochen wurden es immer mehr. 
In der letzten Woche sammelten wir 3000 Unter-
schriften pro Tag, am letzten Tag gar 4000! Ins-
gesamt 40.000 Unterschriften! Und das bei oft 
klirrender Kälte mit Schnee und Eis!

Diese Entwicklung war ungeheuer beeindru-
ckend. Man fragte sich: „Woher nehmen die 
Sammler die Kraft?“ Das Aktionscamp, das Ho-
stel Instant Sleep im Schanzenviertel, brummte 
und vibrierte vor Energie. Und ich gab mir immer 
wieder die Antwort: „Sie produzieren sie selbst!“ 
Ich hatte den Eindruck: „Das ist hier ein Kraft-
werk. Hier wird Energie produziert!“. Das konn-
te jeder erleben, der mitgemacht hat oder zu 
Besuch kam. Die Stimmung war hervorragend, 
besonders das abendliche Feiern mit den vielen 
Begegnungen und Gesprächen, mit Kickern und 
Gesang, Trinken, Rauchen und weiterarbeiten 
war der Inbegriff lebendiger Vielfalt. Aber das 
ganz Besondere dieser Stimmung hatte mit dem 
Inhalt unserer Arbeit zu tun: mit der Direkten De-
mokratie! Denn die Direkte Demokratie ist etwas, 
das man nicht nur für sich selbst erarbeitet. Man 
macht es für Alle! Und das ist bei den Aktions-
urlaubern sogar in gesteigerter Form der Fall. 
Sie kommen nach Hamburg und setzen sich für 
etwas ein, das erstmal gar nicht ihnen, sondern 
erstmal nur den Hamburgern zugutekommt. Und 
dieser Zug der Selbstlosigkeit gab der Stimmung 
im Instant Sleep ihre eigentliche Schönheit und 
Ausstrahlung. Das war das Erfrischende. Vielen 
Dank nochmal an alle!

Kraftwerk Direkte Demokratie

Von Kurt Wilhelmi, Berlin

Nach 10.000 Unterschriften kam schon Freude auf.

32
Zeitschrift für Direkte Demokratie ● Nr.82 ● 2/09



om
nibus für direkte dem

okratie

Ansichten eines Nichtwählers
Gabor Steingart ist Mitarbeiter des Nachrichten-
magazins DER SPIEGEL. Zur Zeit arbeitet er als 
Amerika-Korrespondent und Leiter des SPIEGEL-
Büros in Washington. In seinem neuen Buch „Die 
Machtfrage – Ansichten eines Nichtwählers“ be-
schreibt und analysiert er den erstarrten Zustand 
des politischen Systems in Deutschland, wie er 
geändert werden kann und kommt zu dem Ergeb-
nis: 

„Wer die Öffnung des heutigen Parteienstaats 
vorantreiben will, darf ihn nicht bestätigen. Wer 
wählt, stimmt zu. Jede Stimme für eine der Par-
teien wird diese sofort als Ermunterung zum 
Weiter-so verstehen ... Es gibt heute nur ein 
Stimmverhalten, das den Ruf nach Erneuerung 
ausdrückt. Es sendet den Parteien ein friedliches 
und zugleich kraftvolles Signal ... Die Rede ist von 
der Wahlenthaltung. Sie sagt: ... Ich votiere nicht 

für die Verlängerung des Parteienstaats, sondern 
für seine Erneuerung. Über die Details dieser Er-
neuerung, auch das sagt meine Botschaft, muss 
geredet werden – nicht nur unter den Parteien, 
sondern mit mir, den ihr abschätzig Nichtwähler 
nennt.“ Für diese Erneuerung macht Steingart in 
seinem Buch Vorschläge: ein neues Wahlrecht 
mit mehr Einfluss für die Bürger, Direktwahl 
des Bundespräsidenten, Weiterentwicklung des 
Grundgesetzes zu einer demokratischen Verfas-
sung, Einführung der Direkten Demokratie durch 
Volksabstimmung auf Bundesebene. 

Steingart lädt die Bürgerinnen und Bürger dazu 
ein, auf seiner Internetseite www.demokratie-
erneuern.de eigene Gedanken und Vorschläge 
zu äußern. Eine Auswahl dieser Beiträge soll in 
seinem nächsten Buch „Machtfaktor 0.2“ veröf-
fentlicht werden.

Am letzten Tag freute sich auch Manfred Brandt.
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Am 28. März 2009 versammelten sich knapp 50 Mit-
glieder von Mehr Demokratie im AWO Gesundheits-
haus in Kassel zur Bundesmitgliederversammlung. 
Claudine Nierth begrüßte uns mit einem Exkurs zu 
den Maximen „Mensch erkenne Dich selbst“ und 
„Mensch bestimme Dich selbst“ (Seite 24). Beides 
gehört zusammen und bildet eine Art Leitfaden für 
unsere Arbeit bei Mehr Demokratie. Gerald Häfner 
hielt anschließend einen Vortrag zu den verschie-
denen Jubiläen dieses Jahres und ihrer Verbindung 
zur Direkten Demokratie, unter anderem dem 60. 
Geburtstag des Grundgesetzes am 23. Mai 2009 
und dem 20. Jahrestag der friedlichen Revolution 
von 1989 mit ihrem Ruf „Wir sind das Volk“. Was wir 
in diesem Jahr erreichen wollen – die Einführung 
des bundesweiten Volksentscheids – hat eine lange 
Geschichte. Roman Huber berichtete im Anschluss 
von der konkreten Umsetzung unseres Ziels, der 
Kampagne „Volksentscheid ins Grundgesetz“. 
Nach dem Mittagessen folgte eine Diskussion um 
das Wahlrecht. Zunächst ging es um eine Senkung 
des Wahlalters. Verschiedene Konzepte wurden 
vertreten, ähnlich der Diskussion in der vorherigen 
Ausgabe der ZfDD. Zuletzt setzten sich jene durch, 
die eine Positionierung von Mehr Demokratie auf 
Ebene des Bundesverbandes zu diesem Thema 
ablehnten. Die Landesverbände können jedoch 
weiterhin ihre verschiedenen Positionen zur Wahl-

altersenkung vertreten. Danach kam das Thema 
kommunales Wahlrecht von Nicht-EU-Bürgern zur 
Sprache. Bis auf eine Ausnahme waren alle Redner 
dafür. Auch hier gab es Stimmen, die von einer Posi-
tionierung von Mehr Demokratie zu diesem Thema 
abrieten. Diese konnten sich jedoch nicht durchset-
zen und die Anwesenden beschlossen, dass sich 
Mehr Demokratie positioniert (25 zu 16, 7 Enthal-
tungen), dass die Bundesmitgliederversammlung 
nicht die Durchführung einer Mitgliederurabstim-
mung (Seite 36) zu diesem Thema beschließt (31 
zu 12, 4 Enthaltungen) und dass sich Mehr Demo-
kratie für ein kommunales Wahlrecht für Nicht-EU-
Bürger ausspricht (35 zu 10, 2 Enthaltungen). Im 
Anschluss stellte Roman Huber den Finanzplan für 
das Jahr 2009 vor, der einstimmig (3 Enthaltungen) 
angenommen wurde. Beschlossen wurde auch eine 
neue Aufteilung der Mitgliederbeiträge zwischen 
Bund- und Landesverband (1 Gegenstimme, 4 Ent-
haltungen). Danach wurde ein Antrag einstimmig 
abgelehnt, der die politische Neutralität aus der 
Vereinssatzung streichen wollte (3 Enthaltungen). 
Nach einem diskussionsreichen Tag sprach Roman 
Huber im Auftrag von Claudine Nierth einen Ab-
schlussgruß. Einige Mitglieder diskutierten noch 
weiter. Mit Händeschütteln, Schulterklopfen und 
Umarmungen leerte sich schließlich der Tagungs-
raum.

Bericht von der Bundesmitgliederversammlung
Von Lynn Gogolin, Berlin

MD Intern
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Mitglieder von Mehr Demokratie in Aktion : 60-jähriges Jubiläum des Grundgesetzes in Berlin. Foto: Percy Vogel
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Vor wenigen Wochen sagte der CSU-Generalse-
kretär Dobrindt, dass die CSU die Einführung von 
Volksabstimmungen will, so dass die Bürger mehr 
Einfluss auf wichtige politische Entscheidungen 
nehmen können. Der Europa-Experte der CSU-
Landesgruppe im Bundestag Thomas Silberhorn 
will ebenfalls, dass das Volk auf EU-Ebene an Ent-
scheidungen beteiligt wird. Auch der Bayerische 
Ministerpräsident Horst Seehofer ist offen für die 
Ausweitung der Volksabstimmungen (am 19.01.09 
im Münchner Presseclub). Dies ist sehr erfreulich 
und ich hoffe nun, dass der CSU-Parteivorsitzende 
Seehofer seine ganze Partei überzeugt, dass die 
noch fehlende bundesweite Volksabstimmung ein-
geführt wird und mit ihr das Recht, zwischen den 
Wahlen in Sachfragen direkt zu entscheiden, wie 
im Grundgesetz vorgesehen. Wir haben in Bayern 
schon lange den Volksentscheid in bayerischen An-
gelegenheiten. Später dann, wohl gegen den Willen 

der CSU, haben wir den kommunalen Bürgerent-
scheid bekommen. Über 1.370 Bürgerbegehren gab 
es seitdem. Wie sagte Seehofer dazu kürzlich: „Da 
weiß ich noch genau, wie die Diskussion lief, die 
Kommunen würden handlungsunfähig und es ginge 
nichts mehr vor und zurück. Das war nicht der Fall.“ 
Ganz sicher würde die Einführung der bundeswei-
ten Volksabstimmung (eine solche funktioniert seit 
über 100 Jahren in der Schweiz bestens) der Poli-
tikverdrossenheit entgegen wirken. Aus unserer 
Parteien-Demokratie würde eine Volksdemokratie. 
Fordern Sie jetzt auch mit der CSU Volksabstimmun-
gen auf Europaebene und die bundesweite Volks-
abstimmung, die für uns viel wichtiger ist. Es wäre 
ein großer Gewinn für unser Land, wenn gerade die 
CSU, die bisher im Bundestag ein Ausführungsge-
setz zu Abstimmungen verhinderte, das rund 80 
Prozent der Bürgerinnen und Bürger wollen, einen 
Gesetzentwurf hierzu mit einbringen würde. 

Leserbrief: Mehr Demokratie durch Volksabstimmung

Von Franz Xaver Amann, Hirschaid

lernte ich ihn kennen. Die 
Achberger hatten mit ihrer 
Demokratie-Initiative 90 eine 
groß angelegte Kampagne ge-
startet: Die Einheit Deutsch-
lands sollte und konnte nur 
mit einem bundesweiten 
Volksentscheid vollzogen wer-
den. Denn sollte die Einheit 
Deutschlands am Volk vorbei 
oder durch das Volk vollendet 
werden? Ich wollte etwas zum 
Gelingen dieser Kampagne 
beitragen und lernte so Claus-
Hinrich und den Arbeitskreis 
kennen. Claus-Hinrich war ein 
bescheidener Mensch, dem 

man seinen Einsatz nicht sofort ansehen konnte. 
Ich verneige mich vor dem unermüdlichen Willen 
dieses großen Sozialkünstlers und Lehrers für die 
Direkte Demokratie.

Rainer Wördehoff ist seit fast 20 Jahren für Mehr Demokratie 
aktiv und Mitglied des Aktionskreises Osnabrück.

Nachruf für Claus-Hinrich Wrampelmeyer
*21.11.1934   + 10.04.2009

Von Rainer Wördehoff, Holdorf bei Osnabrück

Mit Claus-Hinrich Wrampelmeyer 
verlässt mich ein guter Freund und 
Begleiter im gemeinsamen Enga-
gement für die Demokratie. Ich 
werde ihn vermissen, und in un-
serem Osnabrücker Aktionskreis 
hinterlässt er eine große Lücke. 
1989 hatte sich der Aktionskreis 
zusammengefunden, als der Bus 
für Direkte Demokratie auf Ein-
ladung von Claus-Hinrich in der 
Stadt gewesen war. Zeitlebens hat 
er sich für soziale und politische 
Initiativen eingesetzt: Im Aureli-
ushof gab er jungen Menschen ge-
meinsam mit seiner Frau Helga 28 
Jahre lang ein Zuhause. Dieser Hof 
wurde biologisch-dynamisch bewirtschaftet und war 
damit ein Pionierprojekt im Landkreis Osnabrück. 
Im Jahr 2000 organisierte er die Neugründung des 
Landesverbandes Niedersachsen. 2006 rief er den 
Arbeitskreis Regiogeld ins Leben, der nun von Frie-
densthaler e.V. weitergeführt wird. Zu Ostern 1990 
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Liebe Mitglieder,
neun Vereinsmitglieder beantragen eine Mitglieder-
urabstimmung: Nico Nissen, Michael Roos, Eckhart 
Kochte, Franz Isemann, Ronald Saß, Jens Müller, Eck-
hard Fischer, Frank Borgmann und Ehrenfried Neu-
jahr. Die Initiative richtet sich gegen den Beschluss 
der Mitgliederversammlung vom 28.3.2009, sich 
zum kommunalen Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger zu 
positionieren und möchte diesen rückgängig ma-
chen. Unterstützer des Begehrens werden gebeten, 
bis zum 29.9.2009 den Antrag (Seite 37) unterschrie-
ben mit zusätzlicher Nennung des Namens und der 
Anschrift an die unten genannte Adresse zu senden. 
Die Unterstützung kann laut Satzung per Brief, Fax 

oder Email erfolgen. Bei einer Email ist keine Unter-
schrift erforderlich, die Email-Adresse sollte Mehr 
Demokratie aber über das Mitgliederverzeichnis 
bekannt sein. Ist dies nicht der Fall, werden diese 
Unterstützerbekundungen telefonisch überprüft. 
Das Begehren ist zustande gekommen, wenn in-
nerhalb von drei Monaten nach Erscheinen dieser 
Zeitschrift, also bis zum 1.10.2009, mindestens 100 
von Mitgliedern unterschriebene Anträge an den 
Vorstand weitergeleitet wurden. Danach kann die 
Mitgliederurabstimmung eingeleitet werden.

Die Abstimmungsleitung (Bernd J. R. Henke, Fabian 
Reidinger, Klaus-Dieter Schwettscher)

Mitgliederbegehren – Brief der Abstimmungsleitung

Zeitschrift für Direkte Demokratie ● Nr.82 ● 2/09

Auf der letzten Bundesmitgliederversammlung 
wurde beschlossen, dass Mehr Demokratie sich 
zum Thema des kommunalen Wahlrechts für Nicht-
EU-Bürger positioniert, und zwar durch eine Befür-
wortung. Diesen Beschluss der Bundesmitglieder-
versammlung möchte eine Initiative innerhalb des 
Vereins rückgängig machen. Sie hat die nötigen sie-
ben Stimmen für ein Mitgliederbegehren mit neun 
Unterschriften um zwei übertroffen. Nun wird an 
dieser Stelle über das Mitgliederbegehren berich-
tet. 
Auch den Bundestag hat das Thema kürzlich be-
schäftigt. Am 28. Mai 2009 war das kommunale 
Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger Gegenstand zweier 
Abstimmungen. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN wollte mit ihrem Gesetzentwurf ebenso wie die 
Fraktion DIE LINKE mit ihrem Antrag erreichen, dass 
in Deutschland lebenden Nicht-EU-Bürgern  das ak-
tive und passive kommunale Wahlrecht eingeräumt 
wird. Auch Abstimmungen bei Bürgerentscheiden 
wären für Nicht-EU-Bürger dann möglich. 
Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN begründete 
ihren Antrag damit, dass es nach wie vor dringend 
notwendig sei, die Integration der in Deutschland 
wohnenden ausländischen Mitbürgerinnen und 
Mitbürger durch die dem demokratischen Prinzip 

entsprechende Einräumung des Kommunalwahl-
rechts zu fördern. Das würde auch die Ungleich-
behandlung von Ausländern aus EU-Staaten und 
Ausländern aus Staaten, die nicht Mitglieder der 
Union sind, beenden. Die Fraktion DIE LINKE berief 
sich auf die Urteile des Bundesverfassungsgerichts 
zum kommunalen Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger 
vom 31. Oktober 1990 (BVerfGE 83, 37 und 83, 60). 
Danach entspreche es der „demokratischen Idee“, 
„eine Kongruenz zwischen den Inhabern demokra-
tischer politischer Rechte und den dauerhaft einer 
bestimmten staatlichen Herrschaft Unterworfenen 
herzustellen“.
Die Anträge von LINKE und GRÜNEN wurden von  
CDU/CSU, SPD und FDP mehrheitlich abgelehnt. 
Dass auch die SPD gegen das kommunale Wahl-
recht für Nicht-EU-Bürger stimmte, begründete der 
Justiziar der SPD-Fraktion, Klaus Uwe Benneter, mit 
dem Koalitionsvertrag mit der Union, der ein unter-
schiedliches Abstimmungsverhalten grundsätzlich 
ausschließt. Bundesjustizministerin Brigitte Zy-
pries (SPD) hatte sich anlässlich des 60-jährigen 
Jubiläums des Grundgesetzes ausdrücklich für ein 
kommunales Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger ausge-
sprochen.

Mitgliederbegehren
Positionierung zum kommunalen Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger

Wenn Sie das Mitgliederbegehren unterstützen möchten, senden Sie nebenstehende Seite bis 29.9.09 an:

  Per Post: 

  Mehr Demokratie e.V.             
  Jägerwirtstr. 3              
  81373 München

  Per Fax: 

  089 - 821 11 76 

  Per Email: bayernbuero@mehr-demokratie.de   

  Die Email ist auch ohne Unterschrift gültig.
  Aus dem Text muss eindeutig hervorgehen, 	        	
  dass Sie das Mitgliederbegehren unterstützen. 



Gemäß § 11 der Satzung von Mehr Demokratie e. V. 
beantrage ich ein Mitgliederbegehren über folgen-
de Frage:

Sind Sie dafür, dass der Beschluss der Bundesmit-
gliederversammlung vom 28.03.09, das Kommu-
nalwahlrecht für Nicht-EU-Bürger zu unterstützen, 
rückgängig gemacht wird und Mehr Demokratie 
sich zu dieser Frage nicht positioniert?

Auf der Bundesmitgliederversammlung am 28. 
März wurde kontrovers darüber diskutiert, ob Mehr 
Demokratie (MD) die Einführung eines Kommunal-
wahlrechts für Nicht-EU-Bürger unterstützen sollte. 
Die Mehrheit stimmte schließlich für einen entspre-
chenden Antrag. Wir sind Mitglieder, die das kom-
munale Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger ebenso be-
fürworten wie ablehnen, sich aber darin einig sind, 
dass MD sich in dieser Frage nicht positionieren 
sollte. Daher bitten wir Sie, unser Mitgliederbegeh-
ren zu unterstützen. Innerhalb von drei Monaten 
benötigen wir die Zustimmung von mindestens 100 
Mitgliedern. Die Unterstützungserklärung erfolgt 
am besten in Briefform. Unterstützungserklärungen 
per Fax oder E-Mail sind ebenfalls möglich. 

Unsere wichtigsten Gründe für eine Mitgliederur-
abstimmung:

Laut unserer Satzung ist das vorrangige Ziel von •	
MD die Einführung bzw. Verbesserung der direktde-
mokratischen Mitsprachemöglichkeiten der Bürger. 
Ein Engagement für ein Kommunalwahlrecht für 
Nicht-EU-Bürger ist damit nicht vereinbar. Zudem 
steht eine bundesweite Kampagne an, die MD viel 
Zeit und Geld kosten wird. Wir halten es für unklug, 
wenn MD sich gerade jetzt zusätzliche Betätigungs-
felder sucht, die zunehmend vom Vereinsziel ablen-
ken werden. Unsere knappen Ressourcen sollten 
nicht für eine Sache eingesetzt werden, die keine 

Aussicht auf Erfolg haben kann, da das Kommunal-
wahlrecht für Nicht-EU-Bürger Bundessache ist. MD 
könnte vielmehr zum Erfolg dieser Initiative beitra-
gen, indem es sich auf sein vorrangiges Ziel konzen-
triert und die Direkte Demokratie auf Bundesebene 
durchsetzt.

Das Thema Wahlrecht für Nicht-EU-Bürger ist par-•	
teipolitisch besetzt. In der Satzung von MD heißt 
es aber: „Der Verein ist parteipolitisch neutral. Er 
verfolgt keine politischen Zwecke im Sinne der ein-
seitigen Beeinflussung der politischen Meinungs-
bildung oder der Förderung von politischen Partei-
en.“ Wir befürchten, dass der Verein sich für fremde 
Ziele einspannen lässt, langfristig seine überpartei-
liche Ausrichtung verliert und gegen seine eigene 
Satzung verstößt.

Der Verein würde seinen eigenen Zielen zuwider-•	
arbeiten. Nach Angaben der Landesarbeitsgemein-
schaft der kommunalen Migrantenvertretungen 
NRW beträgt die Wahlbeteiligung bei den Integ-
rations- und Ausländerbeiräten unter 15 Prozent. 
Nicht-EU-Bürger sind also schwer politisch zu mo-
bilisieren. Sie würden die Quoren, deren Höhe MD 
regelmäßig beklagt, weiter erhöhen, wären aber 
weniger dazu bereit, sich an Volksentscheiden zu 
beteiligen.

MD würde in konservativen Kreisen an Popularität •	
verlieren, und gerade die müssen wir für den bun-
desweiten Volksentscheid gewinnen. Es gibt zudem 
etliche Mitglieder, die nicht bereit sind, weiter für 
MD Zeit und Geld aufzubringen, wenn der Verein 
von seinen Zielen abweicht.

Das Vorstandsmitglied Dr. Jens Kuhlemann hat in •	
der ZfDD 1/09 Nr. 81 erläutert, dass das Kommunal-
wahlrecht für Nicht-EU-Bürger auch staatsrechtli-
che Probleme aufwirft. Nach der noch gültigen Auf-
fassung des Bundesverfassungsgerichts sind nur 
deutsche Staatsbürger Träger der Souveränität.

Mitgliederbegehren – Antrag der Initiative
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Wenn Sie das Mitgliederbegehren unterstützen möchten, der Beschluss der Bundesmitgliederversamm-
lung vom 28.3.2009 also rückgängig gemacht werden und über obige Frage eine Mitgliederurabstimmung 
stattfinden soll, dann füllen Sie bitte unten Stehendes aus und schicken Sie diese Seite an Mehr Demokratie 
in München. Die Adressen finden Sie auf nebenstehender Seite (die Redaktion).

    ___________________________________                            ______________________________________
    Vorname, Name                                                                             Adresse      

    ___________________________________                            ______________________________________
    Ort, Datum                                                                                      Unterschrift 
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Vorläufige Tagesordnung:

1.	 Begrüßung

1.1.	 Formalia
1.2.	 Beschluss des Protokolls der letzten MV vom 	
		  28. März 2009
1.3.	 Termine 

2.	 Anträge

3.	 Politisches

3.1.	 Bericht und Diskussion zur aktuellen Lage 		
		  und Bundeskampagne „Volksentscheid ins 	
		  Grundgesetz“
3.2	 Strategische Ausrichtung 2010
3.3	 Berichte aus den Landesverbänden
3.4	 Bericht von der Südosteuropatour mit dem 	
		  OMNIBUS 

4.	 Verein

4.1	 Jahresabschluss 2008 und Bericht der Rech-	
		  nungsprüfer

5.	 Inhalte

5.1	 Direktwahl des Bundespräsidenten

Weitere Anträge bis zum 26. September 2009 an:

Claudine Nierth
Spiekerhörn 15
25335 Raa-Besenbek
Tel. 04121 – 26 14 75
claudine.nierth@mehr-demokratie.de

Liebe Mitglieder,

wir möchten auf die nächste Bundesmitgliederver-
sammlung hinweisen. Sie haben Gelegenheit die 
unten angeführte, vorläufige Tagesordnung bis zum 
26. September 2009 zu ergänzen. Aufgrund der 
Vorgaben durch das Vereinsrecht können später 
eingegangene Anträge nicht mehr berücksichtigt 
und auf die Tagesordnung genommen werden. Zu 
den jeweiligen dann feststehenden Themen der 
Tagesordnung können dann noch Anträge gestellt 
werden. 

Inhaltlich werden wir uns nach dem vorläufigen Ab-
schluss der Kampagne zum bundesweiten Volksent-
scheid mit der Ausrichtung für das kommende Jahr 
befassen. Schwerpunkte, Zielrichtung und weitere 
Strategien werden diskutiert und beschlossen. 

Die diesmal zweitägige MV wird in Kassel statt-
finden. Die formale Einladung, Tagesordnung und 
genaue Zeitplanung werden in der nächsten Zeit-
schrift bekannt gegeben. Für die Teilnahme kann 
ein Fahrtkostenzuschuss von 50 Prozent auf Anfra-
ge gewährt werden.

Für den Vorstand

Claudine Nierth und Roman Huber

Ankündigung der
Bundesmitgliederversammlung
21. und 22. November 2009 in Kassel 
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Wissenschaft/Dokumentation
Frank Rehmet
Alsterdorfer Str.4 22299 Hamburg
tel. 040-600 82 904
fax 040-600 82 905
frank.rehmet@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Europa/Welt
Ronald Pabst, Büro NRW
pabst@democracy-international.
org

Arbeitskreis Bürgerbegehren
Susanne Socher, Büro München
beratung@mehr-demokratie.de

Arbeitskreis Wahlrecht
Paul Tiefenbach
tel. 0421-79 46 370
paul.tiefenbach@mehr-demokratie.
de

Arbeitskreis Justiz
Norbert Schlepp
tel. 0571-79 89 68 60
fax 0571-97 19 05 60
norbert.schlepp@mehr-demokratie.
de

Arbeitskreis Bürgerbeteiligung
(in Gründung)
Nils Jonas, Büro Berlin
nils.jonas@mehr-demokratie.de

Archiv bis 1995
Grünes Gedächtnis
Eldenaer Str. 35 - 10247 Berlin
tel. 030-285 34 260
archiv@boell.de

Beratung von Bürgerbegehren
Für Beratungen wenden Sie sich 
bitte an das nächste Mehr 
Demokratie-Büro oder direkt an:

Mehr Demokratie, Büro München
Susanne Socher
tel. 089-82 11 774
fax 089-82 11 176
beratung@mehr-demokratie.de

Soweit nicht anders angegeben, 
gelten hier die Anschriften der 
genannten Büros.

Internet
www.mehr-demokratie.de
www.volksentscheid.de
webmaster@mehr-demokratie.de

Service für Mitglieder und Förderer
Joe Högl, Büro München
mitgliederservice@mehr-demokratie.
de

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit
Anne Dänner, Büro Berlin
presse@mehr-demokratie.de

Öffentlichkeitsarbeit, 
Zeitschrift für Direkte Demokratie
Lynn Gogolin, Büro Berlin
zeitschrift@mehr-demokratie.de

Lobbyarbeit
Dr. Michael Efler, Büro Berlin
michael.efler@mehr-demokratie.de
Oliver Wiedmann, Büro Berlin
oliver.wiedmann@mehr-demokra-
tie.de

Webmaster
Stefan Padberg (Technik)
webmaster@mehr-demokratie.de
Ronald Pabst (Redaktion)
pabst@european-referendum.org

Vorträge & Repräsentation
Gerald Häfner, erreichbar über das 
Büro Berlin 
Claudine Nierth, erreichbar über 
das Büro Hamburg

Finanzierung
Tim Weber, Büro Bremen
tim.weber@mehr-demokratie.de 

Geschäftsführung & Kuratorium
Roman Huber, Büro München
roman.huber@mehr-demokratie.de

Kampagne Koordinationskreis
Katrin Tober, Büro Bremen
katrin.tober@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Hessen
Heinz-Joachim Pethke
Am Röderberg 4 - 63477 Maintal
tel. 06181-941490
pethke@mehr-demokratie-hessen.de

Ansprechpartner Rheinland-Pfalz
Günter Skupin
Klarastr. 25 - 55116 Mainz
tel. 0170-6248862
fax 06131-61 66 54
rlp@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Saarland
Claudia Krauß
VI. Gartenreihe 31 - 66740 Saarlouis
tel. 06831-76 10 645
claudia.krauss@mehr-demokratie.de

Ansprechpartner Schleswig-Holstein
Ralf Sörensen
Osterstr. 2 - 25821 Bredstedt
tel. 04671-93 02 56
md-schleswig-holstein@gmx.de

Ansprechpartner Thüringen
Ralf-Uwe Beck
Prellerstr. 8 - 99817 Eisenach
tel. 03691-21 28 87
fax 03691-21 28 86
rubeck@t-online.de

Democracy International
Michael Efler, Büro Berlin
michael.efler@mehr-demokratie.de

Hauptstadtbüro Berlin & Brandenburg
Greifswalder Str.4 - 10405 Berlin
tel. 030-420 823 70
fax 030-420 823 80
berlin@mehr-demokratie.de

Landesbüro Baden-Württemberg 
Rotebühlstr. 86/1 - 70178 Stuttgart
tel. 0711-509 10 10
fax 0711-509 10 11 
bawue@mitentscheiden.de

Landesbüro Bayern 
Jägerwirtstr. 3 - 81373 München
tel. 089-821 17 74
fax 089-821 11 76 
bayernbuero@mehr-demokratie.de

Landesbüro Bremen/Niedersachsen
Schildstr. 12-19 - 28203 Bremen
tel. 0421-79 46 370
fax 0421-79 46 371
tim.weber@mehr-demokratie.de

Landesbüro Hamburg
Mittelweg 12 - 20148 Hamburg
tel. 040-317 691 00
fax 040-317 691 028
info@mehr-demokratie-hamburg.de

Landesbüro NRW
Friedrich-Ebert-Ufer 52 - 51143 Köln
tel. 02203-59 28 59
fax 02203-59 28 62
nrw@mehr-demokratie.de

Landesbüro Sachsen
Bernhard-Göring-Str. 152 - 04277 Leipzig
tel./fax 0341-30 65 140
sachsen@mehr-demokratie.de

Büroadressen Service

ANZEIGE



Nebenstehende Karte bitte ausschneiden 
und ausgefüllt an uns schicken:

	 Mehr Demokratie e.V.
	 Mitgliederservice
	 Jägerwirtstraße 3
	 81373 München
	 Fax: (089) 821 11 76

              Im Internet Mitglied werden:
	 www.mehr-demokratie.de

Werben Sie ein Mitglied!

Mehr Demokratie 
ist der Motor

für Volksabstimmungen und ein besseres Wahlrecht,
jede Stimme zählt gleich 

und jeder Mensch hat das Recht sich zu beteiligen. 

Dafür setzen wir uns ein.

5249 Menschen
fördern bereits unsere Arbeit. 

Für unsere Kampagne zur Einführung 
des bundesweiten Volksentscheids 
brauchen wir noch viele Unterstüt-
zer und Förderer. 

Helfen Sie uns und werben Sie ein 
Mitglied, denn jedes neue Mitglied
ist ein Botschafter der Direkten De-
mokratie!

Mehr Demokratie

Datum, Unterschrift

Ich zahle per Rechnung.

Name, Vorname

Straße

Postleitzahl Ort

Telefon

E-Mail

Partner

Geburtsdatum

Konto-Nummer

BLZ

Bank

jährlich½ jährlich¼ jährlich

Der Einzug erfolgt:

Weil es Verwaltungskosten spart, erteile ich Mehr Demo-
kratie e.V. eine Einzugsermächtigung, die ich jederzeit 
widerrufen kann. Meine Bankverbindung ist:

Ich werde Mitglied.
Ich zahle folgenden Jahresbeitrag:
– Einzelmitgliedschaft, mind. 60€
– Partnermitgliedschaft, mind. 75€
– Ermäßigter Beitrag, mind. 30€
Der Mitgliedsbeitrag ist steuerlich absetzbar.

€
€
€




